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Vorbemerkung

Die Bedeutung der Weiterbildung wächst. Auf welche gesellschaftlichen Entwick-

lungen sie auch immer eine Antwort geben oder in welche Politikfelder sie eine Rol-

le spielen soll (Fachkräftebedarf, demografische Entwicklung, Lissabon-Strate-gie, 

Innovation) – der Kern des Handlungsbedarfs konzentriert sich auf die Fragen: 

Wie kann Weiterbildung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe neu gestaltet werden? 

Welche Rolle können der Staat, die Tarifvertragsparteien, die Betriebe und die Indi-

viduen übernehmen und welche Rahmenbedingungen sind dafür notwendig (Bun-

desgesetz, Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen)? Wie muss ein neuer öffentlicher 

Ordnungsrahmen aussehen, der die unterschiedlichen Akteure und Verantwortlich-

keiten in ein Gesamtkonzept zusammenführt mit einem Recht auf Weiterbildung 

und mehr Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und Planungssicherheit für alle Beteilig-

ten?

Für uns gilt: Auch Weiterbildung ist und bleibt ein öffentliches Gut. Die Teilhabe wird 

immer mehr zu einer neuen sozialen Frage. Der wachsende Trend zur Individuali-

sierung und Privatisierung ist nur durch Schritte in Richtung eines gesellschaftlichen 

Systems zu stoppen.

Diesen Themen sind wir auf unserer Betriebs- und Personalrätekonferenz nachge-

gangen.
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Konferenzablauf

Mehr und bessere Weiterbildung für alle – 
Das ist die neue soziale Frage 

Erste Weiterbildungskonferenz von ver.di und IG Metall 
für Betriebs- und Personalräte 

30./31. Januar 2006 – ver.di-Bundesverwaltung – Berlin 

Tagungsmoderation 

Dr. Klaus Heimann, IG Metall-Vorstandsverwaltung, Bereich Jugend-, Bildungs- 

und Qualifizierungspolitik, Frankfurt am Main 

Mechthild Bayer, ver.di-Bundesverwaltung, Bereich Berufsbildungspolitik, Berlin

Montag, den 30. Januar 2006 

18.00 – 18.15 Uhr Eröffnung und Begrüßung 
¶ Dorothea Müller, ver.di, Mitglied des Bundesvorstands, 

Besondere Dienstleistungen / Bereich Bildungspolitik 
18.15 – 19.45 Uhr Welche Zukunft haben die Gewerkschaften? 

Eine Diskussionsrunde mit 
¶ Frank Bsirske, Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, 

Vorsitzender
¶ Berthold Huber, Industriegewerkschaft Metall, 

zweiter Vorsitzender
¶ Prof. Oskar Negt, Universität Hannover 

 Moderation: Prof. Peter Faulstich
19.45 – 20.15 Uhr Übergabe der Bildungs-Streitschrift des wissenschaftli-

chen Beraterkreises der Gewerkschaften ver.di und IG Me-
tall
¶ Prof. Friedhelm Hengsbach und Prof. Hermann Schmidt

übergeben die Streitschrift an
¶ Frank Bsirske, Vorsitzender der Gewerkschaft ver.di 
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Dienstag, den 31. Januar 2006 

09.00 – 10.00 Uhr Wie ist der Zusammenhang von Ökonomie und Bildung – 
Gibt es Auswirkungen für ein System der Weiterbildung? 
¶ Prof. Gerhard Bosch, stellv. Leiter des Instituts für Arbeit 

und Technik in Gelsenkirchen und Mitglied der Experten-
kommission Finanzierung Lebenslangen Lernens 

10.00 – 11.00 Uhr Der Zusammenhang von Innovation – Weiterbildung und 
Kreativität als Vorraussetzungen für Unternehmenserfolg 
Zwei betriebliche Beispiele: 
¶ Gesamtbetriebsratsvorsitzender Gerd Duffke berichtet über 

die Arbeit bei der Firma Trumpf in Dietzingen 
¶ Stellvertretender Betriebsratsvorsitzender Dietmar Ka-

schube berichtet über die Arbeit bei der üstra AG – Hanno-
versche Verkehrsbetriebe 

11.00 – 11.30 Uhr Pause 
11.30 – 12.30 Uhr Bildung und Gewerkschaften waren und sind Geschwister 

– So sehen die Gewerkschaften die Emanzipationsinteres-
sen der ArbeitnehmerInnen heute 
¶ Margret Mönig-Raane, stellvertretende Vorsitzende der 

Gewerkschaft ver.di
12.30 – 14.00 Uhr Politischer Round-Table: Wie viel Gesellschaft braucht die 

Weiterbildung?
¶ Reinhard Bütikofer, Bundesvorsitzender der Partei Bünd-

nis 90/Die GRÜNEN 
¶ Gerd Andres, Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
¶ Uwe Schummer, MdB 
¶ Oskar Lafontaine, MdB, Vorsitzender der Bundestagsfrak-

tion DIE LINKE 
¶ Berthold Huber, zweiter Vorsitzender der Gewerkschaft 

IG Metall
¶ Frank Bsirske, Vorsitzender der Gewerkschaft ver.di

14.00 – 14.15 Uhr Anstatt eines Schlusswortes 
Ab morgen – das können wir konkret tun! 
¶ Dr. Regina Görner, geschäftsführendes Vorstandsmitglied 

der IG Metall
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1. Dorothea Müller: Eröffnung und Begrüßung 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Referentinnen und Referenten, ich möchte 

euch und Sie ganz herzlich zu unserer Tagung begrüßen und mich ausdrücklich bei 

unseren Betriebs- und Personalräten und den vielen Interessenten aus Wissen-

schaft, Politik, Verwaltung und Ministerien und bei den Akteuren der Weiterbil-

dungslandschaft für Ihr Kommen bedanken. 

Ganz besonders begrüßen möchte ich Frau Ulla Burchardt, die Vorsitzende des 

Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des Deut-

schen Bundestages und Herrn Heinrich Alt, Mitglied des Vorstandes der Bundes-

agentur für Arbeit in Nürnberg. 

Der Andrang zu dieser Veranstaltung zeigt, dass wir ein wichtiges Thema zum rich-

tigen Zeitpunkt in die Diskussion bringen und in der Tat: Weiterbildung erfreut sich 

großer Beliebtheit in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Sie gilt nahezu als „All-

zweckwaffe“ für die Lösung vieler Zukunftsfragen. Nehmen wir die ganz aktuelle 

Debatte um die demografische Entwicklung und alternde Belegschaften. Weiterbil-

dung spielt auch da eine wichtige Rolle im Szenario der Gestaltungsansätze. Bei 

soviel Einigkeit über den Bedeutungszuwachs reibt man sich zunächst die Augen 

über das krasse Missverhältnis von Anspruch und Realität. 

Die vom Bundestag eingesetzte Expertenkommission „Finanzierung Lebenslangen 

Lernens“ – als dessen Mitglied Prof. Bosch morgen referieren wird – belegt in ihrem 

Abschlussbericht von 2004, was vielen aus der Kenntnis der betrieblichen Wirklich-

keit und als Akteure in der Weiterbildung nicht fremd sein dürfte: Es gibt eine deutli-

che Unterausstattung mit Ressourcen für die Weiterbildung, gravierende Mängel 

und Fehlsteuerungen. Die einzelnen Fakten sind schnell benannt: 

- Im internationalen Vergleich ist Deutschland nur drittklassig. 

- Das gesamte Finanzvolumen für lebenslanges Lernen, das die Bürger, die pri-

vaten Unternehmen und die öffentlichen Hände zusammen investiert haben, ist 

gemessen in Prozent des Bruttosozialprodukts von 1986 bis 1999 von 2,15 % 

auf 1,62 % sogar noch gesunken. Dies ist vor allem eine Folge begrenzter und 

zunehmend gekürzter Staatsausgaben, aber auch eines Rückgangs der Investi-

tionen der Unternehmen in die Weiterbildung. 
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- Die Kürzungen der Zuschüsse in den Bundesländern und Kommunen auch für 

die allgemeine und politische Weiterbildung beschleunigen ein weiteres Sinken. 

Die Mitglieder der Kommission ziehen keine erfreuliche Bilanz: „Deutschland droht 

die Schlüsselrolle aufs Spiel zu setzen, die der Weiterbildung zukommt für Innovati-

on, Förderung individueller Chancen und gesellschaftlichen Zusammenhalt.“ 

Diese Bilanz hat nun aber erfreulicherweise einen neuen zweiten Konsens hervor-

gebracht: Es besteht Einigkeit, dass wir reichlich Analysen haben und jetzt etwas 

zur Umsetzung getan werden muss. Und man reibt sich, fast erfreut, zum zweiten 

Mal die Augen und möchte sagen: Genau, der Worte sind genug gewechselt. Wir 

möchten endlich Taten sehen. Und auch wir Gewerkschaften wollen uns verstärkt in 

die Umsetzung einbringen. ver.di und  IG Metall wollen mit dieser Tagung einen 

neuen Aufbruch forcieren und als Gewerkschaften zeigen: Wir beabsichtigen, das 

Geschehen in der Weiterbildung aktiver als bisher mitzugestalten. 

Wir wollen Weiterbildung: 

- erstens besser und umfassender als bisher in Tarifverträgen verankern, 

- uns zweitens für unsere Mitglieder an den Schnittstellen zur Arbeitswelt als 

verlässliche Partner für Information und Beratung aufstellen 

- und drittens unsere Betriebs- und Personalräte stärker unterstützen bei der 

Entwicklung einer aktiven betrieblichen Weiterbildungskultur. 

Lag Weiterbildung früher lediglich im Mittelfeld der Probleme, die Betriebsräte be-

schäftigten, steht sie inzwischen auf Platz zwei der Betriebsagenda. Wir wissen: 

Das Feld ist weit und nicht leicht zu bestellen. Aber wir fangen nicht bei Null an.

- Die Erfolge des Qualifizierungstarifvertrags für die Metall- und Elektroindustrie 

Baden-Württembergs von 2001 zeigen ebenso, wie die daran anknüpfende For-

derung der IG Metall nach einem Tarifvertrag für Qualifizierung und Innovation 

in der Tarifrunde 2006, dass unser Zug in die richtige Richtung fährt. 

- Das gilt auch für den neuen Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes, in dem ver.di 

die Verankerung eines Anspruchs auf ein jährliches Qualifizierungsgespräch er-

reichen konnte. 

Wir werden allerdings über unser Engagement nicht vergessen, dass Weiterbildung 

eine gesellschaftliche Aufgabe werden muss, dass es eine gemeinsame Verantwor-
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tung gibt und dass viele Akteure ihre Aufgaben wahrnehmen müssen: nicht nur die 

Tarifvertragsparteien und die Gewerkschaften, sondern auch der Staat und die Be-

triebe. Und wir werden deshalb, wie die Konferenz heute, die Diskussion über die 

Strategien zur Umsetzung eines Systems Lebenslangen Lernens forcieren. 

Ganz schnell wird sich dann zeigen, wo jenseits von allzu vordergründiger und  

oberflächlicher Konsensbildung die Probleme liegen. Ich möchte an dieser Stelle 

nur drei wesentliche Punkte benennen: 

- Folgt der verheißungsvollen Ankündigung im Koalitionsvertrag der großen Koali-

tion Weiterbildung „zur 4. Säule des Bildungssystems auszubauen“ und „bun-

deseinheitliche Rahmenbedingungen“ herstellen zu wollen mehr an Praxis als in 

den Jahren der Rot-Grünen-Koalition, die die gleichen Ziele formuliert hatten?  

- Wird die langjährige Forderung der Initiative von ver.di,  IG Metall und GEW für 

ein Bundesgesetz berufliche Weiterbildung aufgegriffen? Es wäre ein Schritt, 

den Rot-Grün nicht gewagt hat. 

- Mehr öffentliche Verantwortung für die Weiterbildung durchzusetzen heißt Um-

steuern. Will diese Gesellschaft ein System etablieren, das letztlich marktradikal 

auf kurzfristige ökonomische Anpassung, Individualisierung, Privatisierung und 

Konkurrenz setzt? Oder ein solidarisches System, das allen mehr Teilhabe und 

Lernchancen ermöglicht? 

Auch wenn es zur Zeit manchmal anders aussieht, die Apologeten des Marktprin-

zips sind nicht tot. Wie anders sollten wir die jüngste Ankündigung des DIHK inter-

pretieren, die vor dem Rückzug der Unternehmen aus der Weiterbildung warnt, soll-

te es gesetzliche Auflagen bzw. staatliche Eingriffe geben und der die Staatsferne 

als großen Pluspunkt für Flexibilität lobt? 

Wie sollen wir eigentlich beim Thema Finanzierung lebenslangen Lernens die all-

seits erhobene Forderung nach mehr Investitionen von Staat, Betrieben und Indivi-

duen genau verstehen? Was so verteilungsgerecht daherkommt, beantwortet kei-

neswegs die Frage: Wer trägt denn in welchem Verhältnis die Kosten bei wachsen-

dem Bedarf?

Was bedeutet eine größere Eigenbeteiligung an Zeit und Geld bei gleichzeitig sin-

kenden Reallöhnen und stagnierenden oder sogar steigenden Arbeitszeiten für un-

sere Kolleginnen und Kollegen? Fördert sie nicht geradezu die vorhandene Selek- 
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tion und Ausgrenzung, weil bevorzugt jene Weiterbildung betreiben, die es sich leis-

ten können? 

Damit bin ich bei dem Titel unserer Tagung, der irritiert haben mag: Die neue sozia-

le Frage, wird mancher eingewandt haben, das ist doch der zunehmende Zerfall der 

Gesellschaft in zwei Welten mit einem wachsenden Unten und einem wachsenden 

Oben, mit zeitgleich steigender Armut und steigendem Reichtum und einer Politik, 

die dieser Spaltung der Gesellschaft nicht entgegenwirkt. 

Genau - sagen wir als Veranstalter, aber wir verstehen Weiterbildungschancen 

eben als Teil dieser neuen sozialen Frage, weil Armut sich zunehmend nicht mehr 

allein über materielle, sondern auch über die Teilhabe an sozialen und kulturellen 

Ressourcen bestimmt. Wenn die Kolleginnen und Kollegen von AEG jetzt für einen 

Anspruch auf Qualifizierung und den Erhalt des Bruttolohnes streiken, dann wird 

ganz deutlich, was Weiterbildung für Lebensbedingungen bedeutet. Und wir sind 

Zuschauer beim Schiffbruch für die Weiterbildung der Arbeitslosen infolge der 

Hartz-Reform, die die Menschen in Weiterbildungsarmut treibt – trotz nachgewiese-

ner langfristiger positive Effekte von Qualifizierung für Beschäftigung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir haben gelernt vorsichtig zu sein mit Hoffnungen und Utopien. Aber wagen wir 

mal eine positive Zukunftsprognose: Diese Konferenz erweist sich im Jahr 2010, im 

Rückblick als ein Meilenstein für folgende Entwicklung: 

- Den Gewerkschaften ist es gelungen, einen Entwicklungspfad in Deutschland zu 

stärken, der auf Qualifikation, Innovation, Chancengleichheit und ein entspre-

chend personalorientiertes Produktions- und Dienstleistungsmodell setzt. 

- IG Metall und ver.di haben ihre strategische Partnerschaft, die mit zwei Work-

shops zur Weiterbildung und Tarifvertragspolitik 2004 und 2005 begonnen hat, 

kontinuierlich weiter ausgebaut. 

- Wir haben viele Bündnispartner aus Wissenschaft, Kirchen, Politik, Verwaltung 

und Weiterbildungsträgern bewegen können, mit uns an einem Strang zu ziehen 

für eine gerechte Weiterbildungsreform und ein neues Weiterbildungsklima in 

Deutschland.

Eine Illusion? Ich hoffe nicht. 



12

2. Welche Zukunft haben die Gewerkschaften? 

2.1. Prof. Peter Faulstich: Welche Zukunft haben die Gewerkschaften? (Mo-
deration)

Mit dem Thema „Mehr und bessere Weiterbildung für alle – das ist die neue soziale 

Frage“ wird eine Politik für die Weiterbildung ins Zentrum gewerkschaftlicher Aktivi-

täten gerückt. Sie soll nicht als zusätzliche Aufgabe, sondern als Kernfrage der Be-

mühungen und Leistungen der Organisation gelten. Denn dass die „Soziale Frage“ 

höchsten Stellenwert für die Gewerkschaften hat, wird kaum jemand infrage stellen. 

Sie kann geradezu als Resultat der gesellschaftlichen Risiken des aufsteigenden 

Kapitalismus – persönlicher Unsicherheit, sozialer Ungleichheit und kulturellen Aus-

schusses – angesehen werden.

Wenn also Weiterbildung als neue soziale Frage bezeichnet wird, wird sie wichtiger. 

Dies gilt, bezogen sowohl auf berufliche Perspektiven als auch für gesellschaftliche 

Selektivität. Die Verteilung gesellschaftlicher Ressourcen wird immer mehr zu einer 

Bildungsfrage, wenn Teilhabe Voraussetzung ist, um an der Entwicklung zur „Wis-

sensgesellschaft“ zu partizipieren. In Deutschland herrscht aber eine verbreitete 

Weiterbildungsarmut. Wir verbinden also Teilhabe an Bildung, besonders Weiterbil-

dung, mit dem Problem der Gerechtigkeit. 

Damit werden – neben der sozialen Frage – Fragen nach dem Stellenwert der Ge-

werkschaften in dieser Arena aufgeworfen. Was können sie bewirken, um die von 

uns so pointierte „neue soziale Frage“ zu beantworten? Die Gewerkschaften wer-

den also auf ihr eigenes Selbstverständnis befragt. 

In dem Buch von Oskar Negt: „Wozu noch Gewerkschaften?“ steht der lapidare 

Satz „Die Situation der Gewerkschaft ist kompliziert und teilweise unübersichtlich“ 

(Negt 2004, 73). Dies gilt zunächst quantitativ bezogen auf den anhaltenden Mit-

gliederschwund. Aber es ist auch eine qualitative Frage durch den drohenden Ver-

lust der Perspektive.

Wir können vier Szenarien unterscheiden (Abbildung): Zunächst könnte – 1. – eine 

Fokussierung auf das Kerngeschäft stattfinden. Dass Tarif- und Betriebspolitik die 

Bereiche sind, in welchen die Gewerkschaften am besten verankert sind und woher 

sie ihre Stärke beziehen, ist unbestritten. Allerdings wäre eine Konzentration auf die 

Arbeiter und die Großbetriebe langfristig angesichts gesellschaftlicher Verschiebun-
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gen fatal. Insofern ist es sicherlich richtig, eine „professionellere Medienstrategie“ – 

2. - zu entwickeln. Angesichts der gezielt miserablen Darstellung der Gewerkschaf-

ten in den Medien, käme es sicherlich darauf an, das Bild in der Öffentlichkeit zu 

verbessern, um neue Stärke zu entwickeln. Dazu braucht es allerdings auch ein 

neues Profil. Keinesfalls kann die bloße Erscheinung tatsächliche Leistungen erset-

zen, sonst droht eine Personalisierung und Verschlagwortung der gewerkschaftli-

chen Arbeit. Dies würde damit verbessert, dass sich die Gewerkschaften – 3. – vom 

Kampfverband zum Dienstleister hin entwickeln. Auch hier gibt es Ansätze über den 

traditionellen Rechtsschutz hinaus, in Beratungsaktivitäten, zum Beispiel auch in 

der Weiterbildung. Aber immer noch hat man auch damit nur die Bekehrten. Inso-

fern ist es notwendig, über die Entwicklung neuer gewerkschaftlicher Aktivitätsfelder 

nachzudenken. Unter dem Stichwort „Erweiterung des  politischen Mandats“ wird 

dies schon lange diskutiert. Einer, der für diese Entwicklungsrichtung steht, ist Os-

kar Negt, mit dem wir diese Fragen gemeinsam diskutieren wollen. 

 Die Zukunft der Gewerkschaften: Wege aus der Defensive

Professionelle
Medienstrategien

entwickeln

Fokussierung auf das
Kerngeschäft:

Tarif- und
Betriebspolitik

Vom
Kampfverband

zum
Dienstleister

Erweiterung
des

interessenpolitischen
 Mandats

Diskutanten sind: – ich fange an mit dem Jüngsten - Frank Bsirske, Vorsitzender 

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di; geboren 1952 in Helmstedt, 

nach dem Abitur Studium der Politikwissenschaft als Hans-Böckler-Stipendiat; von 

1978 bis 1987 – also 9 Jahre lang – Bildungssekretär der Sozialistischen Jugend 

Deutschlands - die Falken im Bezirk Hannover; 1987-89 Fraktionsmitarbeiter der 

Grün alternativen Bürgerliste in Hannover; 1989-1990 Sekretär der ÖTV Kreisver-
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waltung in Hannover, dann Geschäftsführer, später Bezirksvorsitzender der ÖTV 

bis 1997; 1997 bis 2000 Stadtrat und Personal- und Organisationsdezernent der 

Landeshauptstadt Hannover; 2000 Vorsitzender der Gewerkschaft ÖTV und dann 

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Frank Bsirske ist Mitglied von 

Bündnis 90/Die GRÜNEN. 

Berthold Huber – 2. Vorsitzender der IG Metall – wurde 1950 in Ulm geboren. Nach 

dem Abitur leistete er 1970 Zivildienst ab und trat 1971 in die IG Metall ein. Er ab-

solvierte eine Ausbildung als Werkzeugmacher und wurde 1978 Betriebs- und Ge-

samtbetriebsratsvorsitzender bei der Firma Kaesbohrer (heute EVO-Bus). Ab 1985 

studierte er Geschichte und Philosophie an der Universität Frankfurt am Main und 

begann 1990 seine hauptamtliche Tätigkeit bei der IG Metall. Von 1998 bis 2000 

war er Bezirksleiter für Baden-Württemberg und hat in dieser Funktion den Tarifver-

trag zur Qualifizierung mit durchgesetzt. Seit 2003 ist er 2. Vorsitzender der IG Me-

tall.

Oskar Negt wurde 1934 in Kapkeim in der Nähe von Königsberg geboren. Er stu-

dierte Rechtswissenschaft in Göttingen und anschließend Philosophie und Soziolo-

gie in Frankfurt am Main. 1962 promovierte er bei Theodor W. Adorno und wurde 

Assistent bei Jürgen Habermas. 1970 wurde er auf den Lehrstuhl für Soziologie an 

der Universität Hannover berufen und veröffentlichte eine Reihe breit rezipierter 

Texte. Jedem der gewerkschaftliche Bildungsarbeit gemacht hat oder macht, ist der 

Band „Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen“ (1968) bekannt. Zu 

Kultbüchern wurden teilweise die mit Alexander Kluge geschriebenen Texte „Öffent-

lichkeit und Erfahrung“ (1972) und „Geschichte und Eigensinn“ (1981). Für die ge-

werkschaftliche Arbeit sind besonders wichtig, der gewichtige Band „Lebendige Ar-

beit, enteignete Zeit“ (1984), „Arbeit und menschliche Würde“ (2001) sowie zuletzt – 

schon erwähnt – „Wozu noch Gewerkschaften? Eine Streitschrift“ (2004). Dies ist 

einer der Anstöße, den wir heute hier diskutieren. 
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2.2. Prof. Oskar Negt: Wozu noch Gewerkschaften?1

Zunächst möchte ich meine Verblüffung zur Kenntnis geben, hier in dieser Runde 

im Rahmen der Weiterbildungskonferenz von ver.di und IG Metall zu reden. Ich hät-

te natürlich gerne über Bildung, Weiterbildung und Lebensbegleitendes Lernen ge-

sprochen, aber mir ist offensichtlich die Rolle eines Provokateurs zugedacht. Ich 

nehme diese Rolle gerne an. 

Weiterbildung ist natürlich auch politische Bildung und nicht nur berufliche Bildung. 

Und wenn es politische Bildung ist, ist es auch eine Angelegenheit für die Organisa-

tionen wie die Gewerkschaften, lebensbegeleitend zu lernen. Das heißt, wenn wir 

Weiterbildung erst nehmen, müssen wir daran gehen, Forderungen des Lernens 

auch an die Organisation zu stellen. Das ist mein Einstieg: Was die gesellschaftli-

che Situation betrifft, glaube ich, dass die Gewerkschaften, wenn sie nicht aus ihrer 

defensiven Haltung, mit dem Rücken zur Wand, herauskommen – immer nur in der 

Verteidigung des Bestehenden, Erworbenen und Erkämpften verharren – werden 

sie immer weniger Erfolge haben. Der Spielraum wird immer enger. Das ist der 

Grundtenor meines Buches „Wozu noch Gewerkschaften?“. Die Voraussetzung 

dafür, aus einer gesellschaftlichen Situation, die in der Tat nicht mehr so klare Klas-

senfronten hat, dass man sagen kann, wir stehen auf dieser Seite und wir versu-

chen strategisch, diese Seite zu entwickeln und dann werden wir Erfolg haben, ist 

nicht mehr gegeben. Ich glaube, dass Bildung und strategisches Denken eine wich-

tige Verbindung sind, und das gilt ebenso für die Berufsbildung wie für andere Bil-

dungsgänge. Ich werde am Schluss meines Beitrags darauf zu sprechen kommen, 

was eigentlich das Menschenbild ist, auf das hin gebildet werden soll, d.h. welchen 

Menschen haben wir vor uns, wenn wir in den Gewerkschaften eine Bildungsoffen-

sive entwickeln. 

Vier Handlungsfelder und Mandats-Erweiterungen sind zu nennen, wenn es um die 

Zukunft der Gewerkschaften geht. 

1. Ich meine, die Gewerkschaften haben einen zu engen – traditionellen – Begriff 

von Arbeit. Zugespitzt kann man sagen, einen Kapital-fixierten Begriff oder einen 

Betriebs-fixierten Begriff von Arbeit. Dagegen bestehen in der heutigen gesell-

                                           

1  Geringfügige Überarbeitung des Tonbandprotokolls eines in freier Rede gehaltenen Vortrags. Es 
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schaftlichen Situation viele Formen von Arbeit, die von den Gewerkschaften ü-

berhaupt nicht als Arbeit anerkannt werden. Was ist z.B. mit Bildungsarbeit oder 

Beziehungsarbeit? Sind das nicht ganz neue Formen von Arbeit, die man wahr-

nehmen muss, weil vielfach die Identitätsbildung der Menschen mit Arbeit ver-

knüpft wird, die in dieser Gesellschaft nicht bezahlt wird. Die Erweiterung des 

Arbeitsbegriffs wäre daher ein Element der Neubesinnung auf eine veränderte 

gesellschaftliche Situation, die der betriebsbezogene enge Begriff von Arbeit so 

nicht mehr fassen kann. 

2. Die zweite Erweiterung, die ich vorschlage, ist die des Interessenbegriffs und 

der Interessendimension. Es ist eben nicht mehr so, dass man sagen kann, 

dass was die Menschen bewegt, was sie wollen, woran sie denken und wovon 

sie träumen sei alles in beruflichen und betrieblichen Zusammenhängen gebil-

det, sondern die außerbetriebliche Dimension der Selbstbildung der Menschen 

und der politischen Aktivitäten der Menschen wird von immer größerer Bedeu-

tung. Wo sind die Gewerkschaften in der Fläche vertreten, wo sind sie über-

haupt sichtbar mit ihren Angeboten? Kaum noch, auch symbolisch nicht, viel-

leicht zum 1. Mai hin und wieder. Aber das reicht nicht. Deshalb plädiere ich für 

ein zweites Organisationsstandbein außerbetrieblicher Art. Es gab Ansätze in 

der Geschichte der deutschen Gewerkschaften in der Nachkriegszeit durch die 

DGB-Ortskartelle, so etwas wie eine Schnittstelle zu organisieren, sich auf Bür-

gerinitiativen einzulassen und mit diesen etwas zu erkämpfen. Das ist leider zu-

rückgegangen. Ein außerbetriebliches Standbein ist natürlich schwierig und viele 

Gewerkschafter haben mir gesagt, das sei nicht fassbar, das hat keine Form 

und wie sollen wir das machen, wir haben ja schon Schwierigkeiten, uns in den 

Betrieben zu verankern. Meine These ist, je weniger man sich auch in außerbe-

trieblichen Zusammenhängen aktiv zeigt, umso schwieriger wird es auch sein, 

sich in den Betrieben zu verankern. 

3. Die dritte Erweiterungsdimension bezieht sich auf die vielleicht bedrohlichste 

Entwicklung. Das kulturelle Milieu hat sich in unserer Gesellschaft so gewerk-

schaftsfeindlich entwickelt, dass ich vermute, dass selbst „einfache“ harte tarif-

politische Kämpfe in Zukunft immer weniger durchgestanden werden können, 

                                                                                                                               

gilt das gesprochene Wort. 
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wenn das kulturelle Umfeld – die Symbole, die Sprache, die Argumentations-

kunst – nicht entwickelt werden. Mit anderen Worten, die Erweiterung des kultu-

rellen Mandats hat für mich auch einen Sinn im Hinblick auf die Durchsetzungs-

fähigkeit von tarifpolitischen Forderungen. 

4. Das vielleicht Schwierigste ist die Erweiterung des politischen Mandats. Die 

Gewerkschaften müssen erkennen, wo die Lücken des Systems sind: Der Priva-

tisierungswahn in dieser Gesellschaft und das betriebswirtschaftliche Denken 

als eine Art Kontamination, als Ansteckung, eine Art Pest, die in dieser Gesell-

schaft um sich greift. Die Gewerkschaften müssen dagegen eine andere Öko-

nomie, eine Ökonomie des ganzen Hauses entwickeln, eine Bilanz der Gesell-

schaft und das sichtbar machen, meinetwegen auch in Gesellschaftsutopien. 

Wenn das nicht gelingt, wird die Attraktivität der Gewerkschaften – auch und ge-

rade für junge Menschen – nachlassen. 

Deshalb zum Schluss: es muss in den Gewerkschaften etwas passieren, das nicht 

nur mit politischer Bewusstseinsbildung zu tun hat, sondern auch mit dem Nach-

denken über das, was diese Gesellschaft des Neoliberalismus mit den Menschen 

anrichtet und wie sie beschädigt werden. Und einem Nachdenken darüber, wo die 

Lücken des Neoliberalismus sind, die man aufgreifen muss, um so etwas wie einen 

gesellschaftsfähigen Menschen zu fördern. In der Bildung, aber nicht nur, sondern 

auch im alltäglichen Handeln. Die utopische Dimension ist so wichtig für die Ent-

wicklung eines Menschenbildes, in diesem ist der innengeleitete Mensch und nicht 

der außengeleitete Mensch Bildungsziel. Dass der Mensch seine gesellschaftlichen 

Fähigkeiten entwickelt, muss Ziel von Bildung und strategischem Handeln sein. Auf 

keinen Fall kann das Ziel von Bildung jener Mensch sein, der darauf aus ist, allseitig 

verfügbarer Mensch zu werden. Die allseitige Verfügbarkeit, gekoppelt mit einer 

Wahnsinnsvorstellung, dass jeder Mensch ein Unternehmer sei und sich auf Au-

genhöhe mit den Kapitalbesitzern befindet. Das sind Ideologien, die so kompakt 

sind und auf Umdefinition des Menschenbildes abzielen und die, so glaube ich – 

leider - in die Gewerkschaften eindringen und daher so gefährlich sind. Sie zielen 

ab auf den allseitig flexiblen Menschen, der jederzeit verfügbar ist, den, politisch 

gesprochen, leistungsbewussten Mitläufer in der Gesellschaft. Und es ist eine gro-

ße Gefahr für die demokratische Gesellschaftsordnung, wenn unser Bildungssys-

tem einen solchen Menschentyp produziert. Wenn in der Schule und der Universität 
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die schnelle Anwendbarkeit von Informationen, und nicht mehr Bildung als eine Art 

Vorrat an Möglichkeiten des Menschen, vermittelt wird. 

Für die Gewerkschaften ist es notwendig, einen Begriff von Gesellschaft zu entwi-

ckeln und worauf man hinaus will mit dieser Vorstellung von Gesellschaft. Natürlich 

muss das alles heruntergebrochen werden, aber die Mutlosigkeit, die sich hierbei 

zeigt, beruht meiner Meinung nach darauf, dass gar nicht mehr über Alternativen 

nachgedacht wird. Und das bestärkt die, die im Augenblick Systemmacht ausüben 

darin, dass sie auf der richtigen – historischen – Seite zu sein glauben. Um denen 

die Legitimation zu nehmen, bedarf es bestimmter strategischer Vorstellungen, die 

über den Tag hinausreichen und auf eine Neuorganisation der Gesellschaft hinwei-

sen.
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2.3. Frank Bsirske: Die Auswirkungen des neoliberalen Projektes 

Oskar Negt rät den Gewerkschaften, sich zu fragen, was das neoliberale Projekt mit 

den Gewerkschaften anrichtet. Das ist eine zutreffende, plausible Frage. Was rich-

tet das Projekt an? 

¶ Es unterwirft die Gesellschaft und die Menschen einer Dimension der Waren-

förmigkeit und des Verwertungsdenkens, wie es historisch gesehen bisher nicht 

anzutreffen gewesen ist. Das geht soweit, dass darüber diskutiert wird, das 

menschliche Genom zu privatisieren und - durch Patente geschützt - privater 

Verwertung zugänglich zu machen. 

¶ Das neoliberale Projekt hat eine Debatte hervorgerufen, nach der die Menschen 

in Deutschland zu viel verdienen und zu wenig arbeiten; dies wird jedenfalls den 

„normalen" Arbeitnehmern unterstellt. Das sei die Regel, aber jede Regel hat ei-

ne Ausnahme. Die Ausnahme sind in diesem Fall die Vorstände der DAX 30 Un-

ternehmen. Nach neoliberaler Auffassung ist es hier genau anders herum: Sie 

arbeiten zu viel für zu wenig Geld. 

¶ Das neoliberale Projekt konfrontiert uns mit der Diskussion, dass wir uns unser 

soziales Sicherungssystem – das unter viel ärmeren gesellschaftlichen Bedin-

gungen als den heutigen durchgesetzt worden ist – nicht mehr leisten können. 

Das was jährlich von der Gesellschaft an Werten produziert wird, steigt bestän-

dig, und paradoxer Weise tritt dabei eine Situation ein, in der die Gesellschaft 

insgesamt immer reicher wird, gleichzeitig aber immer ärmer zu werden scheint. 

¶ Das neoliberale Projekt polarisiert die Lebenssituationen und die Arbeitsbedin-

gungen. Auf der einen Seite gibt es Menschen, die arbeitslos sind, und auf der 

anderen Seite Menschen, die ohne Ende arbeiten. Auf letztere wird in ihrer Sub-

jektivität zugegriffen, auf die Charakterbildung, auf ihre Persönlichkeit – in einer 

entgrenzenden Weise, die bisher unbekannt war. Parallel dazu Arbeitslosigkeit 

und Rückkehr der Unsicherheit, Prekarisierung und Abstiegsängste, die in ihrer 

Wirkung weit über die unmittelbar Betroffenen hinausreichen und verunsichernd 

wirken. Das konfrontiert uns in Deutschland mit einer Situation, in der Arbeit 

nicht mehr vor Armut schützt, sondern Verhältnisse durchgesetzt werden, unter 

denen Arbeit arm macht. Das ist die Realität. 
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¶ Das neoliberale Projekt konfrontiert uns mit einer Situation, in der z.B. Norbert 

Walter, Chefvolkswirt der Deutschen Bank, am 09.02.2005 in einem Interview 

mit der Magdeburger Volksstimme den Lesern erklärt, dass manche von uns – 

und wir können sicher sein, er meint nicht sich selbst – sich daran gewöhnen 

müssen, zukünftig in Deutschland einen Lohn zu erhalten, der zum Überleben 

nicht mehr ausreicht. Dann müssten zwei bis drei Familienmitglieder arbeiten 

gehen, damit die Familie ein Einkommen erhält, das zum Überleben noch reicht. 

Ich glaube, dass die Gewerkschaften an einem Punkt angelangt sind, an dem wir 

darüber diskutieren müssen, wie wir gesehen werden wollen, wie wir uns selbst 

verstehen und welches Bild wir von uns und von unseren Aufgaben haben. Wo 

müssen wir uns als Gewerkschaft profilieren – als eine Kraft, die für die fundamen-

talen Werte in dieser Gesellschaft einsteht? Für mich gehört zu solchen Werten, 

dass Arbeit nicht arm machen darf und dass Arbeit nicht entwürdigen darf. Dies ist 

in einer Zeit, wo Branchenführer im Bewachungsgewerbe oder im Bereich Discoun-

ter – um nur zwei zu nennen – ihren Beschäftigten immer weniger Rechte zugeste-

hen, nicht mehr selbstverständlich. 

Ich habe mich in den letzten zwei bis drei Jahren öfter an die Lektüre des Romans 

„Germinal“ von Emil Zola erinnert gefühlt, der aus dem 19. Jahrhundert stammt. In 

einer Szene tritt ein Grubenbesitzer auf einem Marktplatz vor eine Menschenmen-

ge, die sich dort versammelt hat, und versteigert Arbeitsplätze. Und zwar an dieje-

nigen, die bereit sind für den geringsten Lohn zu arbeiten. Derjenige, der bereit ist, 

seine Arbeitskraft für noch weniger anzubieten als der neben ihm stehende Nach-

bar bekommt den Job und darf in die Grube fahren. Das ist 19. Jahrhundert. Aber 

wir haben im vorletzten Jahr erlebt und gelesen, dass eine Internetfirma hier in der 

Bundesrepublik Arbeitsplätze im Internet versteigert. Und zwar an diejenigen, die 

bereit sind, für den geringsten Stundenlohn oberhalb von 3 € ihre Arbeitskraft anzu-

bieten. Wer besonders klug ist, belässt es am besten bei genau drei Euro, da dies 

noch am ehesten die Chance bietet, den auktionierten Arbeitsplatz zu bekommen. 

Das ist 19. Jahrhundert im 21. Jahrhundert, d.h. Rückkehr der Unsicherheit, und ich 

denke, da müssen die Gewerkschaften ihre Identität beweisen und Profil zeigen. In 

der Auseinandersetzung mit den gesellschaftlichen Tendenzen, welche die Arbei-

tenden arm machen. Und die zum Teil in Unternehmensmodellen und -konzepten 
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die Entwürdigung der Arbeitenden, insbesondere in Bereichen, in denen vor allem 

Frauen beschäftigt sind, zum Prinzip und zum Geschäftsmodell erheben. 

Ich will noch einen Aspekt anfügen. Ein Zitat aus einer Zeitungsanzeige, die ver.di 

geschaltet hat, besagt: „Unternehmen, deren Existenz lediglich davon abhängt ihren 

Beschäftigten weniger als einen zum Leben ausreichenden Lohn zu zahlen, sollen 

in diesem Land kein Recht mehr haben, weiter ihre Geschäfte zu betreiben. Mit ei-

nem zum Leben ausreichendem Lohn meine ich mehr als das Existenzminimum. 

Ich meine Löhne, die ein anständiges Leben ermöglichen.“ Dieses Zitat stammt von 

Franklin D. Roosevelt und es stammt aus seiner Rede für die Einführung eines na-

tionalen gesetzlichen Mindestlohns in den USA im Jahre 1934. Wer eine Vorstel-

lung davon gewinnen will, wie tief die Zäsur ist, die der Neoliberalismus gesetzt hat, 

der muss Norbert Walter mit Franklin D. Roosevelt konfrontieren. Das macht deut-

lich, was für ein Rückfall in die Unsicherheit hier bevorsteht, der uns Gewerkschaf-

ten auf den Plan rufen muss. 

Lasst mich den Bogen zum Ende hin noch einmal zu dem Beitrag von Oskar Negt 

spannen. Wir haben es ja nicht nur mit prekarisierten oder von Prekarisierung be-

drohten Arbeitsplätzen zu tun, sondern auf der anderen Seite auch mit Arbeitsver-

hältnissen, in denen Menschen mit hohem Qualifikationsniveau, Autonomiespiel-

räumen und hoher Identifikation mit ihrem Arbeitsplatz beschäftigt sind. Gleichzeitig 

beobachten wir dort erhebliche Tendenzen zur Entgrenzung der Arbeit und einen 

umfassenden Zugriff der Unternehmensseite auf die Komplexität menschlicher Fä-

higkeiten – mit allem, was daran an Konflikten aber auch Potenzialen und Erwar-

tungen für die eigene Arbeits- und Lebensperspektive verbunden ist. Darin stecken 

Risiken, aber auch Potenziale. Ich will damit den Hinweis von Oskar Negt auf die 

Verengung des Interessenbegriffs bei den Gewerkschaften aufnehmen. Gute Arbeit 

mit gutem Leben in eine Balance zu bringen, das nimmt meines Erachtens viele 

Motive auf, die wir in diesem Feld zu Recht antreffen. Man setzt auf ein Konzept, 

das die Situation am Arbeitsplatz und die Erwartung für die Gestaltung der Arbeit 

ins Lebensweltliche öffnet und damit eine Brücke schlägt zu einem umfassenderen 

Verständnis der Interessenlage abhängig Beschäftigter. Ich glaube, dass wir beides 

angehen müssen, die Verteidigung elementarer moralischer Werte in dieser Gesell-

schaft und den damit verbundenen Lebensinteressen der arbeitenden Menschen 

sowie das Engagement für die Verbindung von guter Arbeit und gutem Leben, die 
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es zu konkretisieren gilt. Das verweist auf qualitative Elemente gewerkschaftlicher 

Politik, hier könnte nach meiner Vorstellung die gewerkschaftliche Profilierung ge-

sucht werden und es ergeben sich viele Berührungspunkte zu dem, was Oskar 

Negt formuliert hat. 
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2.4. Berthold Huber: Die Zukunft der Gewerkschaften 

Der letzte Kongress der IG Metall, auf dem wir eine breite Diskussion über die Zu-

kunft geführt haben, liegt noch nicht lange zurück, er fand 2002 in Leipzig statt. Na-

türlich muss man weiterhin über die Zukunft der Gewerkschaften diskutieren. Die 

Beiträge von Oskar Negt und Frank Bsirske sind mir aber zu „schön“ formuliert. 

Was den Neoliberalismus angeht, sind mir das alles zu wohlfeile Worte. Vielleicht 

ist es noch viel schlimmer und vielleicht haben wir ein Verständigungsproblem. Wir 

sind seit 1945 zum ersten mal in der Realität eines rücksichtslosen Kapitalismus 

überhaupt erst angekommen. Meine These ist, dass die Gewerkschaften seit 1990 

tendenziell als störend und überflüssig angesehen werden. Und das ist die Sicht-

weise eines guten Teils eines radikalisierten Kapitalismus, der mit dem „Rheini-

schen Kapitalismus“, in dem wir alle groß geworden sind, nichts mehr zu tun haben 

will.

Die defensive Haltung der Gewerkschaften, ihr verharren, drückt sie immer weiter 

an die Wand. Die Frage ist, was die Inhalte und was die Themen sind, die von den 

Gewerkschaften zu bewältigen sind und wie sie bewältigt werden können. Das be-

drückt mich am meisten und das ist die Frage, die mich interessiert. 

Ich glaube, das Bildung und Weiterbildung solche Themen sind. Ich bin der Auffas-

sung, dass der Begriff Bildung nicht verengt gesehen werden sollte; zu Bildung ge-

hört auch die politische Bildung. Ich weigere mich aber, über unsere eigenen Prob-

leme mit wohlfeilen Worten hinwegzugehen. Alle Gewerkschaften haben Mitglieder-

verluste und die Frage ist, wo die herkommen. Und wenn das im Moment die IG 

Metall weniger trifft als ver.di, ist das kein Trost, sondern schlicht und ergreifend 

Mist. Wie können wir dieses Problem bewältigen? 

Die Gewerkschaften haben – unter der großen Koalition – vielleicht nur eine Atem-

pause, die Auseinandersetzung ist nur verschoben. Wie rüsten wir uns, was sind 

unsere Themen mit denen wir hegemonial in dieser Gesellschaft arbeiten wollen? 

Ich halte von den eingangs von Peter Faulstich dargestellten vier Punkten – profes-

sionellere Medienstrategie, vom Kampfverband zu Dienstleister, Fokussierung auf 

Tarif- und Betriebspolitik, Erweitung des interessenpolitischen Mandats – nicht viel; 

das sind meines Erachtens oberflächliche Begriffe. Oftmals steht das auch nicht 

kontrovers gegenüber. Wer wird sich gegen eine professionelle Medienstrategie 
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wehren. Wogegen man sich wehren muss ist, wenn man keine Substanz und keine 

Inhalte hat, die auf der Höhe der Zeit sind. 

Die Gegenüberstellung Dienstleister oder Kampfverband ist meines Erachtens auch 

nicht zweckmäßig. Die Frage ist, welche Dienstleistungen und auf welchem profes-

sionellen und effektiven Niveau. Rechtschutz ist z.B. eine Dienstleistung, die unab-

dingbar zum Portfolio einer Gewerkschaft gehört. Ich halte dagegen nichts von ei-

nem 10%igen Nachlass für irgend eine Schönheitscreme oder ähnliches. Ich sehe 

mit großer Skepsis die von Oskar Negt – nicht erst in letzter Zeit sondern schon vor 

längerem – formulierte Forderung nach einer Erweiterung des politischen Mandats 

der Gewerkschaften. Das kann man so abstrakt formulieren und dann ist es weder 

richtig noch falsch, weil es nicht konkretisiert wird. Und wir sind oftmals in der For-

mulierung unserer Konzepte hinreichend unklar, weil wir uns selbst nicht klar wer-

den wollen, wie wir das schaffen können. Dies auch angesichts der finanziellen Si-

tuation der Gewerkschaften. Die ist doch in den letzten Jahren nicht besser gewor-

den. Mitgliederverluste sind für die finanzielle Basis der IG Metall eine große Ge-

fährdung. Und diesen Realitäten ins Auge zu sehen hat nichts mit dem Verlust von 

Träumen zu tun, sondern hat damit zu tun, wenigstens einen Teil dieser Träume 

Wirklichkeit werden zu lassen. Das ist mein Anliegen und deswegen plädiere ich für 

eine konkretere Debatte und nicht nur für generelle Überschriften. 
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3.  Übergabe der Bildungsstreitschrift des wissenschaftlichen Bera-

terkreises der Gewerkschaften ver.di und IG Metall 

3.1. Prof. Friedhelm Hengsbach, Frankfurt am Main: Bildung ist keine Ware - 
Eine Streitschrift zur beruflichen Bildung 

Welche Gründe den Wissenschaftlichen Beraterkreis zu der Streitschrift bewegt 

haben, möchte ich in drei Bemerkungen verdeutlichen. 

1.  Berufliche Bildung in Deutschland - ein einzigartiger Exportartikel 

Peer Steinbrück hat in einer Rede vor der IHK in Frankfurt am Main auf die immer 

stärker werdenden gesellschaftlichen Fliehkräfte hingewiesen, die nicht zu unter-

schätzen und die einzudämmen seien.  

Wir sehen Fliehkräfte im Denken und Empfinden der Deutschen, dass die Dinge 

des Alltags und der Zusammenhänge des Lebens immer mehr zerfließen und aus-

einander brechen. Von solchen Fliehkräften wird die berufliche Bildung deformiert 

und zerrissen. 

Dagegen setzen wir eine Vision, nämlich die berufliche Bildung in Deutschland. Sie 

ist die Nahtstelle, wo Leib und Seele sich berühren, die materielle und geistige 

Sphäre, wirtschaftliche Effizienz und humane Lebensqualität, die Lernorte der 

Schule und des Betriebes, die Neugierde junger Menschen und das Erfahrungswis-

sen der Älteren, formelle und informelle Lernverfahren, wo Staat, private und zivil-

gesellschaftliche Unternehmen zusammenspielen. 

Alle Vorbehalte gegen das rein technisch-organisatorische Wissen von Managern 

und Ingenieuren, den so genannten Fachidioten, oder umgekehrt gegen die huma-

nistischen Bildungsideale so genannter bürgerlicher Eliten, die immer noch von dem 

bewährten dreigliedrigen deutschen Bildungssystem träumen, werden in dem magi-

schen Vieleck der beruflichen Bildung integriert. 

2. Berufliche Bildung - keine Ware wie jede andere 

Die marktradikalen Dogmatiker beharren seit Jahrzehnten auf der Frage: Warum 

sollen Bildungsgüter nicht denselben Marktgesetzen unterliegen wie Obst und Ge-

müse, Autos und Kühlschränke, Briefpost und Wertpapiere?
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Warum sollen vernünftig kalkulierende Menschen nicht ihre materiellen und geisti-

gen Bedürfnisse, den Nutzen und die Kosten ihrer Bedürfnisbefriedigung souverän 

gewichten und die aufgewendete Zeit, die sie im Schwimmbad oder im Violinkon-

zert, in der Kneipe oder in der Bibliothek verbringen, gegeneinander abwägen kön-

nen?

Warum sollen mündige Kunden, die darum wissen, dass Bildungsinvestitionen mit 

unsicheren Erwartungen verknüpft sind, das Bildungsrisiko nicht genauso absi-

chern, wie sie sich gegen die schädlichen Folgen eines Autounfalls oder eines Feu-

ers in der Wohnung schützen? 

Aber berufliche Bildung ist keine Ware wie jede andere. Und das aus vier Gründen. 

(1) Sie ist etwas ganz persönliches, ein Medium persönlicher Freiheit, Ausdruck und 

Voraussetzung der Freiheit. Und diese hat etwas mit Würde zu tun, die keinen Preis 

hat.

(2) Weniger pathetisch, als Immanuel Kant es formuliert hat: Berufliche Bildung ist 

von der Person als ihrem Träger nicht ablösbar. Sie vermittelt Selbstbewusstsein, 

Selbstbestimmung und Selbstachtung. Sie trägt zur unverwechselbaren, einzigarti-

gen Identität eines Menschen bei.

(3) Sie ist nicht gleich der Summe der Informationen, die einander folgen, der zer-

stückelten Arbeitsinhalte und zersplitterten Funktionen der Arbeitsorganisation, 

sondern die Distanz von ihnen. Aber auch die Integration von Fachwissen, Orientie-

rungswissen, kommunikativen, politischen und moralischen Kompetenzen, die bei 

aller Diskontinuität zu einer biografischen Kontinuität verbunden werden. 

(4) Berufliche Bildung lässt sich nicht restlos von fremden Interessen infizieren. Sie 

ist immer auch Selbstzweck, kein bloßer Spielball betrieblicher Organisation oder 

unternehmerischer Kapitalverwertung. 

3. Berufliche Bildung – unter dem Gebot der Gerechtigkeit und Gleichheit 

(1) Berufliche Bildung hat den Charakter eines öffentlichen Gutes, das nicht aus-

schließlich privat bereitgestellt, nicht ausschließlich privat angeeignet werden kann. 

Berufliche Bildung von der kollektiven Nutzung auszuschließen, verlangt in der Re-

gel besondere Anstrengungen. 
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(2) Berufliche Bildung kommt nicht zustande ohne Kooperation derer, die sie anbie-

ten, und derer, die sie in Anspruch nehmen. Auch die Lehrer lernen, und auch die 

Schüler selbst erzeugen Weiterbildung. Weil es um die Arbeit am Menschen geht, 

kann die Qualität des Bildungsergebnisses und -prozesses nicht gemäß den Maß-

stäben der Produktivität beurteilt werden, die sich in der Industriearbeit bewährt ha-

ben.

(3) Berufliche Bildung ist ein Vertrauensgut. Seine Vermittlung erstreckt sich über 

einen längeren Zeitraum. Die Anbieter haben einen Informations- und Kompetenz-

vorsprung. Die Bildungsbereiten gewähren dem Partner einen Vertrauensvor-

schuss, der nicht enttäuscht werden sollte. Deshalb legen bereits ökonomische 

Gründe es nahe, Bildungsgüter öffentlich bereit zu stellen bzw. zu organisieren. 

(4) Berufliche Bildung ist in einer demokratischen Gesellschaft ein Grundrecht. Ein 

Grundbestand an Bildungsgütern soll unabhängig von der Kaufkraft, vom Ge-

schlecht, vom Elternhaus oder von der Staatsangehörigkeit jedem Mitglied der Ge-

sellschaft verfügbar sein. In diesem Sinn ist die Formel der Kanzlerin umzukehren: 

Freiheit durch mehr Gerechtigkeit, nämlich den gleichen Zugang zur beruflichen 

Bildung für alle. 
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3.2.  Prof. Hermann Schmidt: Die Rolle der Sozialpartner 

Die Streitschrift, die wir heute vorlegen, zeigt in beträchtlichem Umfang Schwächen 

in unserem System der beruflichen Bildung, in Aus- und Weiterbildung, auf. In elf 

Empfehlungen an die Hauptakteure in der Beruflichen Bildung, den föderalen Staat 

und die gesellschaftlichen Gruppen von Gewerkschaften und Arbeitgebern, fordern 

wir erhebliche Anstrengungen, um die Schwächen zu beheben und das deutsche 

Berufsbildungssystem zukunftsfähig zu machen. Nur so kann gesichert werden, 

dass allen Jugendlichen, den Arbeitslosen und Beschäftigten eine angemessene 

Qualifizierung für das Erlangen einer dauerhaften Beschäftigung und die Teilnahme 

am gesellschaftlichen Leben zur Verfügung steht.  

Dabei halten wir, anders als manche Kritiker unseres Berufsbildungssystems am 

dualen Ausbildungssystem, am Berufsprinzip und an der gemeinsamen Verantwor-

tung von Staat und Sozialparteien für die berufliche Bildung fest. Ja, wir fordern ü-

ber das derzeitige Beteiligungsverfahren hinaus die Bundesregierung und die Län-

derregierungen auf, Gewerkschaften und Arbeitgebern noch mehr Verantwortung in 

der beruflichen Bildung zu übertragen und diese Auffassung auch offensiv in den 

Verhandlungen mit der EU Kommission über die Gestaltung eines zukünftigen eu-

ropäischen Berufsbildungsraums zu vertreten. Ein erster Testfall steht vor der Tür: 

die Einführung eines europäischen Qualifikationsrahmens, in dem alle Berufsab-

schlüsse bis zur Hochschule einheitlichen Niveaustufen zugeordnet werden sollen. 

Welche Auswirkungen die Zuordnung eines Berufsabschlusses auf die entspre-

chenden Lohn- und Gehaltsverhandlungen hat, brauche ich hier nicht zu erläutern. 

Deshalb darf ein europäischer Qualifikationsrahmen nicht ohne die Zustimmung der 

Sozialparteien eingeführt werden.

Die Forderung nach mehr Verantwortung für Gewerkschaften und Arbeitgeber in 

der beruflichen Bildung wird aus unserer Sicht auch durch die größere Innovativ-

kraft starker Sozialpartner bei der Entwicklung neuer Bildungsgänge von der beruf-

lichen Ausbildung, über die Weiterbildung bis zum Hochschulabschluss begründet. 

Als Beispiel seien die informationstechnischen Berufe angeführt. Dort haben die 

Fachleute der Sozialparteien in relativ kurzer Zeit ein Konzept für aufsteigende 

Qualifizierung im Beruf bis zum ersten Hochschulabschluss entwickelt, dem sich die 

Bundesregierung wegen seiner positiven Aufnahme durch Beschäftigte und Be-

schäftiger gern angeschlossen hat.  
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Wir sind ebenfalls der Auffassung – 40 Jahre vergeblicher Bemühungen um eine 

staatlich geregelte Umlagenfinanzierung belegen es –, dass die Finanzierung der 

Berufsausbildung zur Erzielung eines ausreichenden Angebots an Ausbildungsplät-

zen und eine gerechte finanzielle Lastenverteilung in der beruflichen Weiterbildung 

in die Verantwortung der Sozialparteien gegeben werden sollte. Mit regionalen und 

branchenspezifischen Fonds können Probleme gelöst werden, die sich einer gene-

rellen Regelung entziehen. Der Staat sollte hierzu lediglich den gesetzlichen Rah-

men beisteuern. 

Mehr Verantwortung auf dem Gebiet der beruflichen Bildung, die seit den Tagen der 

ersten Selbstorganisation von Arbeitnehmern neben der Tarifpolitik zu den wichtigs-

ten Aufgaben der Gewerkschaften gehört. Wer diese Forderung erhebt, muss 

gleichzeitig darauf hinweisen, dass mehr Verantwortung auf diesem Gebiet auch 

erhöhte Anforderung an die eigene Professionalität, an die eigenen Aktivitäten, an 

die Meinungsführerschaft in der beruflichen Bildung stellt. Wer diese Forderung er-

hebt muss die Gewerkschaften auffordern, das Thema berufliche Bildung wieder 

zur Chefsache zu machen. In den 70er und 80er Jahren lösten regelmäßige Ge-

spräche zwischen den Gewerkschaftsvorsitzenden und dem Bundeskanzler not-

wendige neue Initiativen und Neuerungen aus. Berufliche Bildung muss wieder in 

den Spitzengesprächen eine Rolle spielen, und zwar in System- und Strukturfragen 

und nicht nur in dem jährlichen Ritual um eine Vermehrung des Ausbildungsplatz-

angebots. Damit sprechen Gewerkschaften junge Menschen an. Unentbehrlich sind 

weiterhin die Aktivitäten der Betriebsräte vor Ort, die zur Qualitätssicherung mehr 

beitragen als alle Programme und Zertifizierer. Aber sie bedürfen der Unterstützung 

durch politische Gespräche der Vorsitzenden und mehr hauptamtliches Personal für 

Berufsbildung in den Gewerkschaftsvorständen. Keine andere Aktivität, zumal die in 

der Tarifpolitik, sollte ohne Überprüfung ihrer Auswirkungen auf die berufliche Quali-

fizierung der Beschäftigten unternommen werden.

Wir haben die Initiative von ver.di und IG Metall zur Einrichtung eines wissenschaft-

lichen Beraterkreises für berufliche Bildung als Vorlauf für neue starke Initiativen im 

vorgenannten Sinne verstanden und begrüßt. Deshalb danken wir, die Mitglieder 

des wissenschaftlichen Beirates, den zuständigen Vorstandsmitgliedern, Dorothea 

Müller und Regina Görner, für ihre Bereitschaft, unseren Rat einzuholen. Ein be-

sonderer Dank gilt unseren ideenreichen und geduldigen Moderatoren, Mechthild 
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Bayer und Klaus Heimann, für die unentbehrliche Hilfe, die viele Beratungsergeb-

nisse zu einem, wie wir hoffen, lesenswerten Papier zusammengeführt und diese 

schöne Broschüre produziert zu haben. Schließlich danken wir den Vorständen von 

ver.di und IG Metall, für die Präsentation unserer Streitschrift diesen würdigen 

Rahmen gewählt zu haben. 

Wir hoffen natürlich, dass zumindest ein Teil der Empfehlungen unserer Streitschrift 

in konkrete Aktivitäten der Gewerkschaften, nicht nur von ver.di und IG Metall, zu-

gunsten der Menschen mit und ohne Beschäftigung in unserem Lande umgesetzt 

werden.

Wir, die Mitglieder des wissenschaftlichen Beraterkreises wünschen den Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern und ihren Gewerkschaften hierzu ein gutes Gelin-

gen.
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3.3. Frank Bsirske: Dank an die Wissenschaftler für die Streitschrift 

Im Namen der Gewerkschaft ver.di und IG Metall darf ich mich herzlich für diese 

Streitschrift bedanken. Ich weiß, hier und heute sind fast alle Mitglieder des wissen-

schaftlichen Beraterkreises anwesend. Auch dafür ein herzliches Dankeschön. 

Vor knapp zwei Jahren haben wir Sie – also vierzehn Wissenschaftler – eingeladen, 

uns in beruflichen Bildungsfragen zu beraten. Sie haben die Einladung angenom-

men – obwohl wir Ihnen keine Berater-Honorare anbieten konnten. 

Das zentrale Produkt der bisherigen Arbeit ist diese Streitschrift zur beruflichen Bil-

dung mit dem Titel: „Bildung ist keine Ware – Wie wir morgen arbeiten, leben und 

lernen wollen“. 

Sie haben sich in der Streitschrift nicht eng an der beruflichen Bildung orientiert, 

sondern den Bogen weiter gespannt. 

So geht es ihnen auch darum, dass die Begriffe Gerechtigkeit und Solidarität ihre 

ursprüngliche Bedeutung zurückerhalten. Sie wollen wieder etwas zurechtrücken: 

Was ist eine Reform, wie sehen wir Eigenverantwortung und was meinen wir, wenn 

wir von Flexibilität sprechen? 

Unter Reform verstehen Sie die friedliche Erneuerung zum Besseren in unserer 

Gesellschaft. Sie fordern einen Schritt zu mehr Mitbestimmung und Teilhabe und 

nicht etwa das, was Reform heute vielfach bedeutet, nämlich die Restauration früh-

industrieller Arbeitsbeziehungen.  

Unter Eigenverantwortung verstehen Sie die Loslösung der einzelnen Menschen 

aus den Fängen verstaubter übermächtiger Institutionen und nicht die Verlagerung 

von Risiken auf den Einzelnen.  

Und schließlich verstehen Sie unter Flexibilität die Anpassung an veränderte gesell-

schaftliche Verhältnisse unter Berücksichtigung der Interessen aller Betroffenen und 

nicht den unternehmerischen Traum vom allzeit ein- oder freisetzbaren „entgrenz-

ten“ Arbeitnehmer. 

Sich der Begriffe zu vergewissern, quasi die Definitionsmacht zu gewinnen, dass ist 

sehr, sehr wichtig.
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Dazu ein konkretes Beispiel: 

Die neue Bildungsministerin Annette Schavan, sagt, dass die Erhebung von Stu-

diengebühren „eine neue Form von Gerechtigkeit ist“.  

Diese Ansage überrascht dann schon: Studiengebühren mögen ja in den Augen 

derjenigen, die sie fordern - ich gehöre nicht dazu - alles mögliche bewirken, aber 

dass sie Ausdruck von Gerechtigkeit sind, ist doch höchst zweifelhaft. 

Frau Schavans Erklärung geht so: Das gebührenfreie Studium ist eine Umverteilung 

und ein Privileg auch gegenüber denjenigen, die den Meistertitel erwerben. 

Nun in der Tat gibt es in unserem Bildungssystem eine Reihe von Bildungsangebo-

ten, für die man zahlen muss: dazu gehört der Kindergarten, für viele Ausbildungen 

in pflegerischen Berufen muss bezahlt werden. 

Die Frage ist: Was ist in diesem Fall Gerechtigkeit?  

Ich sage: Gerecht ist die Finanzierung von Bildung nicht einfach dann, wenn sie alle 

Gruppen gleichmäßig belastet, sondern nur dann, wenn sie allen Gesellschaftsmit-

gliedern Chancengleichheit eröffnet und soziale Selektion nicht befördert. Ich forde-

re daher von einer Gesellschaft, die sich Gerechtigkeit auf die Fahne geschrieben 

hat, dass sie zumindest der nachwachsenden Generation eine gebührenfreie Bil-

dung, einschließlich der Berufsausbildung ermöglicht. 

Fakt ist: Es gibt kaum ein anderes Land auf der Welt, in dem die soziale Herkunft 

und Bildung so eng zusammenhängen wie in Deutschland. Bildungsarmut ist in 

Deutschland erblich. In der Weiterbildung setzt sich die soziale Ausgrenzung fort – 

es gibt keine zweite Chance. 

Dieses kleine Beispiel zum Thema Gerechtigkeit hat gezeigt was ich meine, wenn 

ich sage: Die Gewerkschaften und die Nachdenklichen in diesem Land haben viel 

Terrain verloren.

Es sind ja eigentlich unsere Begriffe: Reform, Gerechtigkeit, Solidarität. 

Wir dürfen sie nicht den Konservativen und ihren Umdeutungen überlassen. Denn 

auch der Kampf um die Begriffe ist ein Kampf um Macht. Der französische Soziolo-

ge Pierre Bourdieu nennt das eine „konservative Revolution“, die da im Gange ist 

und er sagt: „Sie nimmt die Wissenschaft und Vernunft für sich in Anspruch, um 
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eine Restauration zu rechtfertigen, die umgekehrt das fortschrittliche Denken als 

archaisch erscheinen lässt.“ 

Zu dem, was wir verteidigen müssen, gehört aus meiner Sicht auch das Sozial-

staatsprinzip.

Zusammen mit dem Beraterkreis bin ich der Meinung, dass es zu den Aufgaben 

des Staates gehört, sich um eine solidarische Absicherung der zentralen Lebensri-

siken der Menschen zu kümmern. Dies kann man nicht dem Markt alleine überlas-

sen, wie uns die Neoliberalen jeden Tag einreden wollen. Das Soziale ist kein Ab-

fallprodukt der Ökonomie. Es klingt zwar paradox: Aber die Bedürfnisse des Einzel-

nen müssen geschützt werden vor privaten ökonomischen Kalkülen. 

Eine Gesellschaft, die die Postulate von Gerechtigkeit und Solidarität auf ihre Fah-

nen schreibt, muss die sozialen Sicherungen erhalten und das Bildungssystem, 

auch die berufliche Aus- und Weiterbildung, präventiv und nachhaltig gestalten. 

Wenn lebenslanges Lernen nur Anpassungsleistungen an partielle ökonomische 

Interessen meint und fremden Individualisierungs- und Flexibilisierungsstrategien 

unterworfen wird, erleben es die Menschen zu recht als Zumutung.

Statt dessen brauchen wir ein zukunftsfähiges Konzept von Lernen, individueller 

Zugangschancen, gemeinsamer Verantwortung und gesicherter Ordnung. Eine so-

lidarische Gesellschaft hat Kriterien für Bildungsreform, nämlich Effizienz und Ge-

rechtigkeit, Innovation und Chancengleichheit, Verfügbarkeit und Offenheit. 

Ich bedanke mich beim wissenschaftlichen Beraterkreis, dass er uns Mut macht, 

der Umdeutung unserer Begriffe Einhalt zu gebieten und uns unterstützt bei der 

Verteidigung des Sozialstaats. 

Er hat uns daran erinnert, welchen Prinzipien wir verpflichtet sind.

Das ist notwendig in unserem Alltagsgeschäft.  

Ich erwarte, dass die Streitschrift viele Freunde, aber mindestens ebenso viele 

Gegner findet. Aber das ist ja von den Verfassern so gewollt: 

Sie haben eine Streitschrift vorgelegt, kein Gutachten mit vielen Wenn‘s und Aber, 

Sollte und Könnte. 
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4. Prof. Gerhard Bosch: Zum Zusammenhang von Ökonomie und 

Bildung – Auswirkungen für ein System der Weiterbildung 

1.  Wirtschaftliches Wachstum und Bildung 

¶ Alte Technologien erfordern mehr Investitionen in Sachkapital (railroadifcation) 

¶ Die neuen wissensbasierten Technologien erfordern mehr Investitionen in 

Humankapital

¶ Die Relation von Sach- und Humankapitalbestand haben sich verändert 

Verhältnis von Sachkapital und Humankapital in Deutschland 

 Sachkapital Humankapital 

20er Jahre 5 1 

1970 3,2 1 

1989 2,2 1 

1989 in Mrd. € 5094 2297,5 

Quelle: Buttler/Tessaring 1993, Humankapital als Standortfaktor, S. 467 

Ergebnisse einer EU-Studie: Ein zusätzliches Bildungsjahr erhöht die Produktivität 

¶ Kurzfristig ungefähr um 5 % 

¶ und langfristig um weitere 5 % 

Probleme solcher Berechnungen: 

¶ Bildung hat zahlreiche weitere nicht direkt monetäre Wirkungen (Verbesserung 

der Gesundheit, Arbeitszufriedenheit, Verringerung der Kriminalität etc.) 

¶ Bildung hat hohe externe Effekte (Nutzen, der nicht allein dem Investor zugute 

kommt): Insofern ist zwischen individuelle Renditen und sozialen Erträgen zu 

unterscheiden.
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Systematische Unterschätzung des Beitrags von Bildung zur Produktivität in 

Deutschland durch die OECD wegen Akademikerorientierung und bildungspoliti-

scher „Tonnenideologie“. 

Akademikeranteil im typischen Abschlussalter in Deutschland 19 %, OECD-Durch-

schnitt 30,3 %, Australien 42 %, Großbritannien 37 %. 

Deutsche Besonderheit: Das „Duale System“ 

¶ Hohe Handlungskompetenz auf dezentraler Ebene ermöglicht flache Hierar-

chien

¶ Besserer Kommunikationsfluss in der Hierarchie 

¶ Breite Kompetenz im shop-floor fördert Technikdiffusion 

¶ Quelle hoher Produktivität und Qualität („Made in Germany“). 

Folge: Bis zu 30 % Produktivitätsvorteil (vergleichende Betriebsstudien Deutsch-

land, Großbritannien, USA von Wagner u.a.) 

2.  Arbeitsmarkt und Bildung 

Arbeitsmarkt der 50er Jahre: 

¶ Lange Arbeitszeiten für die geringer Qualifizierten – kürzere Arbeitszeiten für die 

höher Qualifizierten 

¶ Hohe Beschäftigungsquote der geringer Qualifizierten (vor allem früher Eintritt 

ins Berufsleben) 

Arbeitsmarkt heute: 

¶ Lange Arbeitszeiten und hohe Beschäftigungsquoten für die höher Qualifizierten 

¶ Kürzere Arbeitszeiten und geringere Beschäftigungsquoten für die geringer 

Qualifizierten

Fazit: Gehirnlaufzeiten sind wichtiger als Maschinenlaufzeiten 
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Quelle: Europäische Beschäftigtenstichprobe, Berechnung des IAT 

Zunehmend differenzierte Entwicklungswege und Biografien 

¶ 9,6 % der Schüler verlassen die Schule ohne Hauptschulabschluss (2000/2001) 

– Tendenz leicht steigend 

¶ Jeder vierte Ausbildungsvertrag wird aufgelöst (1984 14 %) – 62 % verbleiben 

im Bildungssystem – der Rest fällt heraus 

¶ 30 % der Studierenden brechen Studium ab (wechseln zum Teil in Job, zum Teil 

in Ausbildung) 

¶ Wachsender Anteil von Beschäftigten in befristeter Beschäftigung, Leiharbeit 

oder Selbstständigkeit mit geringen Zugängen zu Bildung 

¶ Hoher Anteil gering Qualifizierter bei Zuwanderern und Zuwanderung oft ver-

bunden mit Brüchen in der Bildungs- und Erwerbsbiografie 

Fazit: Hoher Bedarf für zweite Chance 
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3.  Lohnt sich Bildung? 

3.1.  Einkommen steigen mit dem Bildungsniveau 

Quelle: Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen Lernens (Hg.) 2004: Bildungsbedingte 

öffentliche Transfers und Investitionspotenziale privater Haushalte, Band 3, S. 119 
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3.2.  Individuelle Bildungsrenditen 

Bildungsrendite ist der prozentuale Zugewinn am Arbeitseinkommen, den eine Per-

son durch eine Bildungsinvestition erzielt (Kosten und Erträge werden gegenüber-

gestellt)

Renditen (ohne Berücksichtigung der Arbeitslosigkeit) sind in den letzten 
Jahren gesunken 

3.3. Renditen differenziert nach Bildungsniveau 

Durchschnittliche Renditen höherer Bildungsabschlüsse, 1984 – 1997 in Pro-
zent

Quelle: Lauer/Steiner, 2000: Returns to Education in West Germany, ZEW Discussion paper 00-04 
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3.4.  Erträge von Weiterbildung 

Ökonomische Renditen von Weiterbildung nur für bestimmte Gruppen (Bü-
chel/Pannenberg 2004) 

¶ Verringerung des Arbeitslosigkeitsrisikos für 20- bis 44-Jährige (West – 2 %. Ost 

–5 %) 

¶ Erhöhung des Bruttomonatseinkommens um 4,5 % für 20- bis 44-Jährige 

(Westdeutschland), in Ostdeutschland um 7 – 8 % für 20- bis 64-Jährige 

¶ Individuelle Karrieresprünge nur für Vollzeit beschäftigte Männer in West-

deutschland (+ 2 %) 

Aber sonstige positive Wirkung (Berichtssystem Weiterbildung): 

¶ „Kann Arbeit besser als vorher erledigen“   76 % 

¶ „Besseres Wissen über Zusammenhänge im Betrieb“ 37 % 

3.5. Qualifikation ist kein Schutz gegen Niedriglöhne 

¶ 17,3 % der Sozialversicherungspflichtigen beziehen einen Niedriglohn (2/3 des 

Medians) (marginale Teilzeit 20,8 %) 

¶ Niedriglohnquote nach Qualifikation: 

o Ohne Ausbildung 29,8 % (42,1 % mit marginaler Teilzeit) 

o Mit Ausbildung 16,7 % (21,5 % mit marginaler Teilzeit) 

o Mit Studium 3,7 % (9,4 % mit marginaler Teilzeit) 

¶ Drei Viertel aller Niedriglöhner haben eine Ausbildung 

¶ Die meisten sozialversicherungspflichtigen Geringqualifizierten liegen oberhalb 

der Niedriglohngrenze. 

Schlussfolgerung: Nicht alle Qualifizierten können Gebühren selbst tragen. Ge-

ringqualifizierte haben oft hohe Produktivität. 
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Entgeltverteilung nach Qualifikation, Westdeutschland 2003 (Sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigte) 

Quelle: Beschäftigtenstichprobe BA, IAT - Berechnungen 

4. Demografische Entwicklung und Weiterbildung 

¶ Beschäftigungsquote der Älteren bis 2010 auf 50 % erhöhen 

¶ Beschäftigungsquote der 55-64-Jährigen in Deutschland beträgt 41,4 % (2004) 

¶ Um 50 %-Quote zu erreichen, müssen 2010 in Deutschland 800.000 Ältere 

mehr beschäftigt werden (EU: 7 Millionen) 

¶ Geringer Qualifizierte scheiden früher aus dem Erwerbsleben aus. 
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Beschäftigungsquote der 55-64-Jährigen nach Qualifikation und Geschlecht, 
Deutschland 2004 

Quelle: Europäische Arbeitskräftestichprobe 2004, Berechnungen des IAT 

Teilnahme an beruflicher Weiterbildung nach Alter und beruflichem Ausbil-
dungsabschluss

Quelle: INFAS, 2004 

Fazit: Renten- und Arbeitsmarktreformen müssen bildungspolitisch unterfüttert wer-

den.
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5. Förderung der Weiterbildung in anderen Ländern 

Andere Länder sind uns weit voraus: 

¶ Teilnahmequoten an Weiterbildung höher in Frankreich, Schweden, Dänemark, 

Finnland, Norwegen, Großbritannien und Niederlande 

¶ Dänemark und Schweden: Stipendien für Erwachsene bis 50 Jahre 

¶ Bildungsurlaub mit Rückkehrrecht in Dänemark, Schweden und Frankreich 

¶ Frankreich: 

o Umlage von 1,6 % (2 % für Befristete und Leiharbeiter) 

o 20 Stunden Weiterbildungsanspruch pro Jahr 

o Anspruch auf eine „Bilan de compétences“ ab 40 Jahre 

Teilnahmequote an Weiterbildung im verarbeitenden Gewerbe 

Quelle: Grünewald, Moraal, Schönfeld, 2003: 

Betriebliche Weiterbildung in Deutschland und Europa, S. 27 
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6.  Finanzierung lebenslangen Lernens 

6.1. Die Neoliberale Position (z.B. Weltbank) 

¶ Wegen hoher externer Effekte soll Bildung bis zur Sekundarstufe II öffentlich 

gefördert werden. 

¶ Wegen hoher privater Renditen sollen für die tertiäre Bildung Gebühren gezahlt 

werden.

¶ Erwachsene sollen für ihren Unterhalt bei Bildungsmaßnahmen grundsätzlich 

selbst aufkommen. 

¶ Da Humankapital nur begrenzt beleihbar ist, soll der Staat Darlehen bereitstel-

len.

¶ Instrumente der Bildungsfinanzierung sollen der Stärkung der Eigeninitiative 

dienen: Deshalb sind Gutscheine einer institutionellen Förderung grundsätzlich 

vorzuziehen.

¶ Die Unternehmen sollen spezifische Qualifikationen und die Beschäftigten all-

gemeine Qualifikationen, die sie in andere Betriebe transferieren können, 

finanzieren.

Quelle: Palacios, M. (2003): Optinons for lifelong learning, World Bank Research Working Paper 
2994, März

6.2. Ausgangsüberlegungen der Expertenkommission „Finanzierung lebenslan-

gen Lernens“ 

¶ Externe Effekte sind nicht genau quantifizierbar. Die öffentliche Verantwortung 

lässt sich nicht allein aus ökonomischer Sachlogik ableiten, sondern muss poli-

tisch begründet werden. 

¶ Die öffentliche Verantwortung für LLL steigt in der Wissensgesellschaft: 

o Einfache Muskelarbeit wird durch einfache Kommunikationsarbeit er-

setzt mit höheren Anforderungen an die Allgemeinbildung 

o Öffentliche Verantwortung auch für Allgemein- und Berufsbildung im 

Erwachsenenalter

o Nicht jeder hat ein Mindestniveau von Bildung in der Jugend erhalten
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¶ Die Individuen sind angemessen an der Finanzierung von Bildung zu beteiligen: 

Aber 20 % der Haushalte haben Schulden. 

¶ Der Staat sollte angemessene Instrumente einsetzen (Bildungsgutscheine eig-

nen sich nicht für Arbeitslose, die keine Markttransparenz und Konsumenten-

freiheit haben). 

¶ Die Untenehmen tragen grundsätzlich die Verantwortung für betriebliche Bil-

dungsinvestitionen aber 

o Gesellschaftliches Interesse an einer stärkeren Beteiligung von gerin-

ger Qualifizierten

o Individuelles Interesse an transferierbaren Qualifikationen und eige-

nem Beitrag (Ko-Finanzierung). 

6.4. Vorschläge der Expertenkommission „Finanzierung lebenslangen Lernens“ 

¶ Erwachsenenbafög für das Nachholen von Schul- und Berufsabschlüssen bis 

zum 50. Lebensjahr. 

¶ Langfristig Bildungsförderungsgesetz, in dem alle Bildungstransfers für Erwach-

sene zusammengefasst werden. 

¶ Flächendeckende Infrastruktur für das Nachholen von Schulabschlüssen, 

Deutsch als Fremdsprache und der Alphabetisierung. 

¶ Förderung individuellen Bildungssparens für einkommens- und vermögens-

schwache Gruppen mit Sparprämien.

¶ Verbesserung der Rahmenbedingungen für betriebliche Qualifizierungs-

vereinbarungen (z.B. Insolvenzsicherung von Lernzeitkonten). 

¶ 1 % Umlagefonds für Leiharbeiter. 

¶ Freistellung mit Rückkehrrecht bei Nutzung des Erwachsenenbafögs. 

¶ Bessere Förderung von an- und ungelernten Beschäftigten durch die BA. 

¶ Flexible Handhabung der prognostizierten Eingliederungsquoten bei Weiterbil-

dung.

Quelle: http://www.bmbf.de/pub/schlussbericht_kommission_lll.
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Erwachsenenbildungsförderungsgesetz und Bildungsförderungsgesetz im Überblick 

Quelle: http://www.bmbf.de/pub/schlussbericht_kommission_lll.pdf 

Quelle: http://www.bmbf.de/pub/schlussbericht_kommission_lll.pdf
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7. Meine persönlichen Präferenzen in der Bildungsdiskussion 

1. Schrittweise Einführung eines Erwachsenenbafögs 

2. Änderung des Steuerungssystems bei der BA zur Ermöglichung länger-

fristiger Weiterbildungsmaßnahme 

3. Tarifabschlüsse mit Anrechten auf Weiterbildung und Modellen zur Kos-

tenteilung

4. Stärkere öffentliche Förderung der Qualifizierung von An- und Ungelern-

ten im Betrieb 

5. Zielvorgabe nicht nur für FuE (3 % des BIP) und Akademiker (OECD-

Durchschnitt von 30 %), sondern auch für Verringerung des Anteils Ju-

gendlicher ohne Berufsabschluss Vorschlag: Bis 2010 Verringerung auf 

10 %. 

„Es ist schlimm, rief Eduard, dass man jetzt nichts mehr für sein ganzes Leben ler-

nen kann. Unsere Vorfahren hielten sich an den Unterricht, den sie in ihrer Jugend 

empfangen; wir aber müssen jetzt alle fünf Jahre umlernen, wenn wir nicht ganz 

aus der Mode kommen wollen.“ 

J.W. Goethe, Die Wahlverwandtschaften, Erstveröffentlichung 1809 
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5.  Der Zusammenhang von Innovation – Weiterbildung – und Kreati-

vität als Voraussetzungen für Unternehmenserfolg 

5.1. Gerd Duffke: Weiterbildung im Unternehmen Trumpf 

Die Trumpf Gruppe im Überblick

Werkzeugmaschinen Lasertechnik Elektronik Elektrowerkzeuge
Werkzeugmaschinen

für die flexible Blech-

bearbeitung

Laser für die 

Fertigungs-

technik

Prozessstromversorgungen

für Plasmaanwendungen, 

inklusive CO2-

Laseranregelung

Medizintechnik 
OP-Tische und –leuchten, 

Deckenstative

Elektrowerkzeuge 

für Blechbearbei-

tung

Umsatz: Mio. € 1.159 

Mitarbeiter 3.920 

Umsatz:

356 Mio. € 

Mitarbeiter

1.008

Umsatz: 168 Mio. € 

Mitarbeiter 754 

Umsatz: 52 Mio. € 

Mitarbeiter: 253 

Geschäftsjahresende 30.06.2005, konsolidiert innerhalb des Geschäftsberichts, Zahlen ge-
rundet

  2004/2005 Veränderung in % 

Umsatz Mio. € 1.396 + 14,3

Ergebnis vor Steu-

ern

Mio. € 134 + 46,2

Investitionen Mio. € 51 - 38,7

F+E-Aufwendungen Mio. € 107 + 9,4

Mitarbeiter am 

30.06.

 6.049 + 4,5

Fertigungsstätten: Deutschland, Frankreich, Österreich, Schweiz, China, Taiwan, 

USA

Tochtergesellschaften: in 23 Ländern für Vertrieb, Service und Produktion 
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Die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter ist integraler Bestandteil des „Bündnis 

für Arbeit“ bei Trumpf 

Ziel: Arbeitskosten um 10 % reduzieren 

Arbeitszeitregelung 1995 

¶ Einkommenssicherung und Ausgleich konjunktureller bzw. marktbedingter AE-

Schwankungen durch Arbeitszeitkonten

¶ Beschäftigungssicherung und -förderung 

1. Bündnis für Arbeit 1997 (zusätzlich) 

¶ Investitionen in Deutschland, u.a. Bau der Laserfabrik in Ditzingen 

¶ Gesundheits- und Bildungsprogramm 

¶ Übernahmegarantie für alle Auszubildenden 

¶ Erhöhung der Arbeitszeit um 70 Stunden pro Jahr ohne Entgeltanspruch 

Neues Bündnis für Arbeit (zusätzlich) 

¶ Neue betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung 

Bündnis für Arbeit 2011 (zusätzlich) 

¶ Dynamische Beschäftigungssicherung 

¶ Standortförderung und -entwicklungskonzept 

¶ Erhöhung der Arbeitszeit um bis zu 129 Stunden pro Jahr 

¶ Neue Gewinnbeteiligungsmodelle
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Bündnis für 
Arbeit 2011

Beschäftigungssicherung (seit 1995) 

Standortentwicklungskonzept (seit 2005) 

Gesundheit (seit 1997) 

Bildung (seit 1997) 

Arbeitszeitregelung (seit 1995) 

Gewinnbeteiligung (seit 2005) 

Betriebliche Altersversorgung (seit 2001) 

Bildung

¶ Jeder Mitarbeiter hat Anspruch auf 25 Stunden Weiterbildungsmaßnahmen pro 

Jahr

¶ Tatsächlich besuchen die Mitarbeiter sogar Kurse im Umfang von durchschnitt-

lich 50 Stunden pro Jahr 

¶ Die Dokumentation der Bildungsmaßnahmen erfolgt über einen Bildungspass 

Vision und Selbstverständnis der Qualifikationen für Mitarbeiter bei TRUMPF 

¶ TRUMPF entwickelt qualitativ hochwertige und vorbildliche Produkte 

¶ Daher hat die stete Qualifizierung aller TRUMPF-Mitarbeiter einen hohen Stel-

lenwert im Unternehmen 

¶ Neben den fachlichen sollen auch die methodischen, sozialen und persönlichen 

Kompetenzen der Mitarbeiter gestärkt werden 

¶ Vorgesetzte und Mitarbeiter sind verpflichtet, mindestens einmal jährlich den 

individuellen Qualifizierungsbedarf zu besprechen und geeignete Qualifizie-

rungsmaßnahmen zu vereinbaren und umzusetzen. 
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¶ Begleitend und aktiv unterstützt wird dieser Prozess durch die Personalabteilung 

und den Betriebsrat 

¶ Die Qualifizierung der Mitarbeiter/innen leistet einen wesentlichen Beitrag 

o zur Standort- und Zukunftssicherung des Unternehmens und seiner 

Arbeitsplätze 

o und sie fördert die berufliche Entwicklung der Mitarbeiter/innen 

Das Kompetenzfeldmodell 

Persönlichkeits-
kompetenz: 
Selbstbild 

Überzeugung 

Methodenkompetenz: 
Wissen, 

welcher Weg 

Sozialkompetenz: 
Situations- und 

personenbezogene 
Kommunikation 

Fachkompetenz: 
Fachliches 

Wissen 

Handlungs-
kompetenz 
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Kennzahlen zur Weiterbildung bei TRUMPF 

Seminaristisches Lernen bei TRUMPF im Geschäftsjahr 2004/2005 

 Teilnehme

rtage2

Prozentualer

Anteil

TRUMPF produktspezifische Schulungen im Schulungs-
zentrum

3.632 48 %

Sprachkurse 1.170 16 %

Methodenseminare 950 13 %

Führungskräfteseminare 408 5 %

Bereichsspezifische Seminare 437 6 %

Übrige Seminarthemen (EDV, Technik, Recht) 878 12 %

 7.475 

„Projektbezogenes Lernen“ bei Trumpf im Geschäftsjahr 2004/2005 

 Teilnehme

rtage3

Prozentualer

Anteil

SYNCHRO Produktion 1.639 42 %

SYNCHRO Büro 832 21 %

Gruppenarbeit 296 7 %

SAP 129 3 %

Lernen am Arbeitsplatz 720 18 %

Übrige Projektthemen  54 1 %

TGF 325 8 %

 3.995 

                                           

2 Teilnehmertage = Veranstaltungsdauer x Teilnehmerzahl 
3 Teilnehmertage = Veranstaltungsdauer x Teilnehmerzahl 
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Aktuelle Projekte 

¶ Durchführung der Basisseminare für Führungskräfte 

¶ Konzeption einer Projektschulung für den Entwicklungsbereich 

¶ Schulungskonzeption für Einkaufsleiter in der TRUMPF Gruppe 

¶ Entwicklung eines Kennzahlensystems für Gruppenarbeit 

¶ Standortförderungs- und -entwicklungskonzepte 
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5.2. Dietmar Kaschube: Das Beispiel üstra Hannoversche Verkehrsbetriebe 
AG

Die üstra Hannoversche Verkehrsbetriebe AG 

¶ Gegründet 1892, kommunalisiert 1970 

¶ Eigentümer: Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft Hannover (98,38 %), Regi-

on Hannover (1,09 %), freie Aktionäre 

¶ Fahrgäste im Jahr 2004: ca. 152 Mio. 

¶ 1936 MitarbeiterInnen im Jahr 2004 (Jahresdurchschnitt) 

¶ 318 Stadtbahnwagen, 138 Omnibusse 

¶ Linienlänge 890,7 km (Stadtbahn und Bus) 

Rahmenbedingungen der üstra AG 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

¶ Schwierige Finanzsituation der Region Hannover 

¶ Stufenweise Reduzierung der Ausgleichszahlungen für Schüler- und 

Schwerbehindertenbeförderung 

¶ Steigende Energie- und Kraftstoffkosten 

Rechtliche Rahmenbedingungen 

¶ Ein EU-Verordnungsentwurf sieht Ausschreibungspflicht vor 

¶ Konsolidierungsvereinbarung 

o Ausschreibungsverzicht bis 2009 

o Zusicherung der Kostensenkung und Einnahmensteigerung 

o Beschäftigungsgarantie bis 2009 
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Strategische Konsequenzen 

¶ Strikte Kundenorientierung/Erbringung von Mobilitätsdienstleistungen

¶ Kosten- und Erlösoptimierung als Daueraufgabe 

Personalwirtschaftliche Konsequenzen 

¶ Co-Management/Vertrag des Vertrauens 

¶ Beteiligungsorientierte Führung 

¶ Förderung der Kreativität der MitarbeiterInnen 

¶ Unterstützung der Strategieumsetzung durch systematische Weiterbildung 

Aus der Strategie abgeleitete Qualifikationserfordernisse 

¶ Kompetenz hinsichtlich Kunden- und Serviceorientierung (Fahrdienst, Vertrieb 

und Service-MitarbeiterInnen) 

o Kommunikationsfähigkeit 

o Kundenfreundlichkeit 

o Professioneller Umgang mit Beschwerden 

o Deeskalationsfähigkeit 

o Sachkompetenz (Tarife, Linienverbindungen, Zusatzangebote etc.) 

o Erkennen von Kundenbedürfnissen 

¶ Breite Qualifikation zwecks Erhöhung der Personaleinsatzflexibilität 

¶ Fit für Führung: vom Vorgesetzten zur Führungskraft 

o Führungskompetenz 

o Betriebswirtschaftliche/unternehmerische Kompetenz 

o Arbeitsrechtliche Kompetenz 

o Verkehrsrechtliche Kompetenz 
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Bisherige Aktivitäten 

Erforderliche Qualifikation Aktivitäten 

Kompetenz hinsichtlich Kunden- und 

Serviceorientierung
¶ Schulungen zur Interaktionsqualität 

¶ Deeskalationstraining 

¶ Gruppenarbeit im Fahrdienst 

Breite Qualifikation ¶ Mischarbeit 

¶ Neue Ausbildungsberufe 

Fit für Führung ¶ Mentoring 

¶ Pflichtseminare 

¶ Coaching 

¶ Start Führungskräftenachwuchspro-

gramm

Schulungen zur Interaktionsqualität 

¶ Für alle MitarbeiterInnen im Fahrdienst sowie Service und Vertrieb verbindlich 

¶ Zielgruppe: ca. 1.200 Beschäftigte 

¶ Jährliche Auffrischung im Rahmen der Gruppenarbeit 

Deeskalationstraining

¶ Zielgruppe: MitarbeiterInnen im Fahrdienst sowie im Service und Vertrieb 

¶ Einsatz von externen und internen Trainern 
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Pflichtseminare für Führungskräfte 

Seminar Dauer 

Rechtliche Einbindung eines Verkehrsbetriebes 1 Tag 

Arbeitsrecht für Führungskräfte 1 Tag  

BWL für Führungskräfte 3 Tage 

Stellenbewerbung und Eingruppierung  1 Tag 

Führungsrolle und -verantwortung 2 Tage 

Das Mitarbeitergespräch als Führungsinstrument 2 Tage 

Erhöhung des Gesundheitsstandes 1 Tag 

Fehlzeiten- und Reintegrationsgespräche 1 Tag 

Handlungsstrategien bei Suchtproblemen 2 Tage 

Arbeitszeitflexibilisierung 1 Tag 

Erfolgskontrolle

¶ Mistery Shopping 

¶ Kundenmonitoring 

¶ Ergebnisse 
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6.  Margret Mönig-Raane: Bildung und Gewerkschaften waren und 

sind Geschwister – So sehen die Gewerkschaften die Emanzipa-

tionsinteressen der ArbeitnehmerInnen heute 

Wilhelm Liebknecht, der Vater der Arbeiterbildungsvereine des 19. Jahrhunderts, 

war es, der das Thema „Bildung für Alle“ in den Mittelpunkt der sich gerade neu ge-

gründeten Arbeiterbewegung stellte. Unvergessen und nach wie vor öffentlich prä-

sent ist in diesem Zusammenhang seine Feststellung: „Wissen ist Macht, Macht ist 

Wissen!“ Diese grundlegende Erkenntnis gilt heute noch so wie vor fast 140 Jahren. 

Sie ist für uns als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, als Gewerkschaften nach-

haltiger Anlass und Begründung für unser Engagement in der Bildungsarbeit und in 

der Bildungspolitik. 

Wilhelm Liebknecht hat 1872 in seinem berühmt gewordenen Referat vor den Leite-

rinnen und Leitern der Arbeiterbildungsvereine in Dresden

¶ erstmals den Zusammenhang von Bildung, Gesellschaft und Staat präzise 

herausgearbeitet,  

¶ er hat die gravierenden inhaltlichen und organisatorischen Mängel des damali-

gen königlich-preußischen Bildungswesens dargestellt 

¶ und er hat die Ziele bzw. die Wege zu einer Bildung beschrieben, die allen Bür-

gern in einer „freien Gesellschaft“ den Zugang zu Arbeit, Wohlstand, politischer 

Selbstbestimmung und Gleichberechtigung ermöglichen soll. 

Für die historisch weniger Beschlagenen sei vielleicht noch erwähnt, dass Wilhelm 

Liebknecht wie kaum ein anderer aus der Reihe der Gründungsmütter bzw. -väter 

der Arbeiterbewegung dazu berufen war, zu Bildungsfragen Stellung zu nehmen. Er 

ist im Laufe seines Lebens nicht nur Publizist, Politiker, Herausgeber und Chefre-

dakteur des Vorwärts gewesen, sondern eben auch nach dem Studium der Philolo-

gie, Philosophie und Theologie, Lehrer und Erzieher an einer Reformschule. 

Warum der historische Rückgriff und was hat dieser mit unseren aktuellen Interes-

sen an der Bildung und der Bildungspolitik zu tun? Gibt es da Bezüge, die heute 

noch Gültigkeit haben? 
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¶ Lohnt es sich, die Erkenntnisse und Thesen des Wilhelm Liebknecht daraufhin 

zu überprüfen, ob sie für Bildungspolitik von heute noch eine Relevanz besit-

zen?

¶ Danach wäre zuerst zu fragen, ob oder in welchem Maße wir seinem damaligen 

Ziel, einer Bildung für Alle, heute zumindest näher gekommen sind? 

¶ Oder sind mittlerweile durch Bildung Gleichberechtigung, Selbstbestimmung, 

Arbeit und Wohlstand für alle unsere Bürgerinnen und Bürger erreichbarer 

geworden?

¶ Werden die vielfältigen Benachteiligungen von Kindern aus ärmeren Gesell-

schaftsschichten durch Bildung und Bildungschancen, z.B. durch pädagogische 

und materielle Förderung kompensiert oder doch wenigstens gemildert? 

¶ Was und wie wird an unseren Bildungseinrichtungen derzeit gelernt und ge-

lehrt? Ist das Bildungsziel z.B. die selbstbewusste, kritische und mündige Bürge-

rin? Oder doch eher der unpolitische Konsument, der den vorgegebenen Autori-

täten willig folgt? 

¶ Hat sich das Bildungsniveau, bezogen auf Mindestkenntnisse des Lesens, 

Schreibens und Rechnens deutlich erhöht? 

Dies sind für uns als Gewerkschaften nach wie vor elementare, zentrale Fragen, 

wenn es um die Bewertung der gegenwärtigen Bildungspolitik geht. Wir suchen also 

auf alte, aber immer noch gültige Fragen neue Antworten. Freilich, es gibt auch 

neue Fragen und Problemstellungen in der Bildungspolitik, die damals noch nicht 

erkennbar waren.

¶ So hat sich z.B. die Verwertung und die Veralterung von Wissen und Erkennt-

nissen enorm beschleunigt. 

¶ Ein einmal erreichter Berufs- oder Schulabschluss reicht ja längst nicht mehr als 

Grundlage für ein Berufsleben aus. 

¶ Daraus ist die Notwendigkeit des lebenslangen Lernens und der ständigen Wei-

terbildung entstanden, das Thema unserer heutigen Veranstaltung.   

Wichtig scheint mir auch die Frage nach der Stellung der sogenannten Schlüssel-

qualifikationen zu sein. Also z.B.:
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¶ Wie lernen wir das lebenslange Lernen? 

¶ Welche Bedingungen und Anreize sind dazu notwendig?  

Die Entwicklung von Handlungs- und Gestaltungskompetenzen, wie sie in der vor-

gelegten Streitschrift zu Recht hervorgehoben wurde, ist ebenfalls ein wichtiges 

Qualitätskriterium unseres Bildungssystems. 

Einige wenige Befunde auf die genannten Fragen möchte ich im Folgenden hier 

kurz skizzieren. Sie sind zugegebenermaßen ernüchternd und teilweise auch er-

schreckend für ein Land, das immer noch viel Wert darauf legt das Land der Dichter 

und Denker zu sein. Gleichwohl markieren die Befunde aber auch Interessen und 

Ziele, die uns Alle ein Stück herausfordern müssen. 

Zunächst möchte ich einige Anmerkungen zu dem grundsätzlichen Verhältnis von 

Bildung und Gesellschaft machen. Der Zusammenhang zwischen erworbener Bil-

dung und gesellschaftlicher Mächtigkeit stellt längst eine empirische Binsenweisheit 

dar, die aber immer noch nicht überall bekannt ist oder bekannt werden soll.

¶ Der Anteil der Abiturienten bzw. der Hochschulabsolventen in Führungspositio-

nen ist in fast allen gesellschaftlichen Bereichen überproportional hoch.  

¶ Zugang zu den gesellschaftlichen und ökonomischen Schaltstellen der Macht 

erhalten noch immer fast nur diejenigen, die zumindest formal entsprechende 

Abschlüsse vorweisen können.  

¶ Das gilt auch für die gut qualifizierten Beschäftigten, die die Abschlüsse in der 

Regel unter erschwerten Bedingungen über den zweiten Bildungsweg nachho-

len müssen. Tendenziell scheint sich dieser Zustand in den letzten Jahren eher 

verfestigt zu haben. 

¶ Dass Wissen nicht nur den Zugang zur Macht eröffnet, sondern das Macht auch 

einen weiteren und besseren Zugang zum Wissen ermöglicht zeigt sich u.a. da-

durch, dass wir unter den Weiterbildungsteilnehmern wiederum überproportional 

diejenigen finden, die schon in Führungspositionen sind.  

¶ Die geringer Qualifizierten, stellen dementsprechend die kleinste Gruppe unter 

den Teilnehmenden der beruflichen Weiterbildung. Die Hans-Böckler-Stiftung 

berichtete andererseits erst kürzlich (Böckler Impuls 14/2005, Euro-student-

report o5) unter der Überschrift „Studium: Die Oberklasse macht sich breit“, 
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dass sich der Anteil der Studenten aus sozial niedriger Herkunft von 23 % 

(1982) auf nun mehr 12 % (2003) reduziert hat. Und weiter wird im gleichen Be-

richt unter dem Titel „Herkunft als Handikap“ ausgeführt, dass 85 von 100 Kin-

dern aus sozial hoher Herkunft weiterführende Schulen besuchen, während es 

bei niedriger sozialer Herkunft nur noch 36 von 100 Kindern sind (Quelle HIS 

2000).

Das sind schon harte Zahlen, die machen schon sehr nachdenklich. Vor allem weil 

wir dann noch gleichzeitig und zu diesem Trend passend zur Kenntnis nehmen 

müssen, dass in manchen Bundesländern die Lernmittelfreiheit faktisch abgeschafft 

wird, während private Elite-Unis millionenschwer aus Steuergeldern subventioniert 

werden (z.B. Niedersachsen).  

Laut PISA-Lesetest von 2003 fehlen bei fast einem Viertel (23 %) der 15jährigen 

Schüler/innen in Deutschland die Mindestkompetenzen im Lesen (Quelle: Institut 

der deutschen Wirtschaft, Köln). Zudem hat ebenfalls PISA die überzogen sozial-

selektive Wirkung unseres Schulsystems deutlich belegt. Die bestmögliche Bildung 

für Alle, unabhängig von der sozialen Herkunft, bleibt so für die meisten Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer mit ihren Familien ein nur schwer erfüllbarer Wunsch-

traum. Unter dem Strich sind die genannten Befunde für eine demokratisch gepräg-

te Gesellschaft kontraproduktiv und deprimierend.

Die sich abzeichnende Verfestigung und die Vergrößerung der Ungleichheit von 

Bildungschancen in unserem Land birgt in sich antidemokratische Entwicklungsten-

denzen, die auf lange Sicht nicht nur für die Gewerkschaften sehr problematisch 

sind. Zurecht kommen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in der Streit-

schrift zum Ergebnis, dass sich unser Bildungssystem in einer fundamentalen Krise 

befindet. Deshalb ist ein ebenso grundlegendes Umsteuern dringend erforderlich, 

um wenigstens ein Mindestmaß an Chancengleichheit wieder herzustellen:  

¶ Beginnen muss das spätestens bei den Krippen und Kitas, es müssen mehr 

werden und sie müssen besser ausgestattet werden. Richtig ist auch die Forde-

rung nach sozialer Staffelung bzw. Abschaffung der Elternbeiträge. Hier hat die 

neue Familienministerin unsere volle Unterstützung. 

¶ Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ein weiteres Handlungsfeld, das 

dringend der Gestaltung und der Finanzierung bedarf. Erste Überlegungen für 
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ein Eltern- bzw. Erziehungsgeld gehen in die richtige Richtung. In Skandinavien 

werden damit gute Erfahrungen gemacht, um z.B. die Männer wieder stärker in 

die Erziehungsarbeit einzubinden. Aber hier müssen sich vor allem die Arbeit-

geber noch bewegen. Wir müssen mit ihnen dafür sorgen, dass die Vereinbar-

keit durch entsprechende betriebliche und tarifliche Vereinbarungen zur Arbeits-

zeit breiter nutzbar wird. 

¶ Das dreigliedrige Schulwesen mit seinen hochgradig selektiven Auswirkungen 

muss mittelfristig aufgegeben werden, zu Gunsten einer weiteren und breiten 

Entwicklung der Gesamtschule als Ganztagsschule. Kinder und Jugendliche mit 

unterschiedlicher Herkunft müssen möglichst langfristig in ein gemeinsames 

Förderkonzept eingebunden werden, das Unterschiede, aber auch soziale Ge-

sichtspunkte berücksichtigt und ausgleicht. Hier zeigen unsere Gesamtschulmo-

delle, aber auch die pädagogischen und didaktischen Erfahrungen in den skan-

dinavischen Ländern wie es geht, möglichst viele Kinder möglichst gut zu quali-

fizieren und zu betreuen. Der weiterführende Schulbesuch darf nicht an finan-

ziellen Gründen scheitern. Eine ausreichende Schülerförderung ist dazu not-

wendig, insbesondere aber die Wiederherstellung der vollen Lernmittelfreiheit. 

¶ Wer einen Beruf erlernen möchte, der muss auch die Möglichkeit dazu erhalten. 

Dieser Grundsatz muss notfalls auch mit staatlichen Maßnahmen durchgesetzt 

werden. An einer Umlagefinanzierung der Berufsausbildung führt deshalb kein 

Weg vorbei. Solange die Wirtschaft nicht in der Lage ist genügend Ausbildungs-

plätze zur Verfügung zu stellen, sind diese Ausbildungsplätze über eine Abgabe 

zu finanzieren bzw. einzurichten. Es bleibt dabei: Wer nicht ausbildet, der soll 

zahlen! Darüber hinaus haben die Wissenschaftler/innen in der vorgelegten 

Streitschrift eine ganze Reihe von wichtigen Vorschlägen für die berufliche Bil-

dung gemacht, auf die ich hier nicht gesondert eingehen werde. Diese Vor-

schläge werden wir aber noch sehr intensiv zu beraten haben. 

¶ Einzugehen ist allerdings an dieser Stelle noch auf die Ausbildung an den Hoch-

schulen. Die bevorstehende, breite Einführung von Studiengebühren, die zu-

nehmende Privatisierung von universitären Einrichtungen, wie z.B. von Universi-

tätskliniken und die steuerliche Förderung von teuren Privat-Unis, sind ganz und 

gar unerträglich. In dieser Verbindung zeigt sich besonders krass die soziale 

Fehlsteuerung und Schieflage der derzeitigen Bildungspolitik. Bildung für alle, ist 
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Aufgabe der Gesellschaft, ist Aufgabe und Auftrag des Staates von seinen Bür-

gern und für seine Bürger. Private Interessen und Zielsetzungen, gleich in wel-

cher Form führen immer, ob gewollt oder ungewollt zu einer Beeinträchtigung 

dieses Grundsatzes. Die Ausbildung von Ärzten, von Ingenieuren, von Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern darf nicht dem privaten Kalkül ausgeliefert 

bzw. wieder gänzlich vom Geldbeutel und vom Herkommen der Eltern abhängig 

werden. Wissen und Wissenschaft ist ein gemeinsames, ein gesellschaftliches 

Gut, das für alle Menschen in unserem Land verfügbar und einsetzbar sein 

muss.

Der vorliegenden Streitschrift ist daher auch in diesem Punkt zuzustimmen, wenn 

sie formuliert: Bildung ist keine Ware. 

Wenn Politiker aller Parteien über Bildung reden, meinen sie in der Regel nie die 

berufliche Weiterbildung und die meisten Arbeitgeber tun so, als wenn das ihre ur-

eigenste Domäne ist, in der nur sie selbst etwas zu suchen haben. Entsprechend 

schlecht ist der Befund, wenn wir unsere Weiterbildungsbemühungen mit denen 

unserer Nachbarn vergleichen. Bei der Angebotsmenge an Weiterbildungsmaß-

nahmen liegen wir nach den Zahlen der EU-Kommission auf Rang 9 von 16 europä-

ischen Ländern und beim Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen nur noch auf 

Rang 14. In qualitativer Hinsicht sind wir allenfalls Mittelmaß (Quelle: Grüne-

wald/Moraal, Weiterbildung in Deutschland - Fit für Europa?). Die Zahlen, das wis-

sen alle Experten, sind nicht gut und in der Tendenz werden sie eher schlechter, 

denn besser. Selbst das Magazin der BDA (Bundesvereinigung der deutschen Ar-

beitgeberverbände) hat schon im vergangenen Jahr etwas verschämt von einer 

„Weiterbildungswüste“ in Deutschland gesprochen. 

Und nicht zuletzt haben auch noch die Hartz-Gesetze dazu beigetragen, die Wei-

terbildung für Arbeitslose drastisch zu beschränken. Wer jetzt arbeitslos ist oder 

wird, der hat nur noch wenig Chancen auf Qualifizierung. Zudem waren zahlreiche 

Weiterbildungsträger wegen der Hartz-Gesetze gezwungen, einen großen Teil ihrer 

Beschäftigten zu entlassen, womit wiederum viel Know-how vernichtet wurde. 

Berufliche Weiterbildung gibt es in unserem Land überwiegend nur für Beschäftigte 

großer Unternehmen und für die, die sich selbst darum bemühen. In kleinen und 

mittleren Betrieben ist Weiterbildung eher zufällig und auf eigene Kosten der Mitar-
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beiter zu betreiben. Und selbst dort, wo Weiterbildungsmaßnahmen angeboten 

werden, sind diese meist mit gravierenden Mängeln behaftet: Anerkennung Fehlan-

zeige, verbindliche Qualitätsstandards Fehlanzeige, ausgebildete Weiterbildungs-

trainer meist nicht vorhanden, außerbetriebliche Angebote sind teuer bzw. marktab-

hängig und die Verwertbarkeit über den jeweiligen Arbeitsplatz hinaus, ist tenden-

ziell eher gering. 

Die deutsche Weiterbildungslandschaft zeigt, wie die Zukunft nicht bewältigt werden 

kann. Ohne ein Rahmengesetz, das verbindliche Standards, Anerkennung, Quali-

tätskriterien und Finanzierung regelt, wird sich nur wenig verändern lassen. Die 

Vorschläge der Gewerkschaften dafür liegen ja schon länger auf dem Tisch. Es ist 

an der Zeit für die Politik endlich zu zugreifen, bevor wir bei der beruflichen Weiter-

bildung endgültig die rote Laterne in der EU übernehmen müssen. Es ist fünf nach 

Zwölf für die berufliche Weiterbildung am Innovationsstandort Deutschland. 

Unabhängig davon ist es jedoch an der Zeit unsere eigenen Anstrengungen für die 

berufliche Weiterbildung auf der tarifpolitischen Ebene erheblich zu verstärken.  

¶ Erfreulicherweise hat die IG Metall die Qualifizierung für die kommende Tarif-

runde oben auf die Agenda gesetzt.  

¶ Für ver.di hat der Bundestarifausschuss im vergangenen Jahr tarifpolitische 

Zielperspektiven für die berufliche Weiterbildung verabschiedet. Damit haben wir 

eine gute Grundlage geschaffen, auf der die Tarifkommissionen agieren können. 

Ich werde mich nachhaltig dafür einsetzen, dass die Qualifizierungsfrage in den 

kommenden Tarifrunden als erstrangiges Thema gesetzt wird. 

¶ Im vergangenen Jahr ist es erfreulicherweise gelungen, im neuen TVöD die Be-

dingungen für eine betriebliche Umsetzung von Weiterbildungsmaßnahmen er-

heblich zu verbessern. Jeder Beschäftigte hat jetzt Anspruch auf ein jährliches 

Weiterbildungsgespräch und der Weiterbildungsbedarf ist ebenfalls jährlich zu 

erheben. Dieses Beispiel macht Mut auf mehr!

Schauen wir noch einmal auf unsere eingangs gestellten Fragen, so ist leicht zu 

erkennen, dass wir uns derzeit in einer Phase der zunehmenden, bildungspoliti-

scher Restauration befinden. Diese gerät mehr und mehr in den Widerspruch zu 

elementaren Grundwerten wie Gerechtigkeit, Solidarität und Chancengleichheit. 

Aber nicht nur das, die gegenwärtige Bildungspolitik droht auch wichtige Zukunfts-
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potenziale und Zukunftschancen zu verspielen bzw. achtlos liegen zu lassen. Ihre 

ideologischen Wurzeln scheinen in einer Verbindung von neoliberalem Denken mit 

konservativem Elitebewusstsein zu liegen. Die Herstellung und Verwertung von 

Wissen erfolgt dabei ausschließlich nach den Kriterien des Marktes:  

¶ Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis.  

¶ Wer über die entsprechenden Mittel verfügt ist in der Lage, das Wissen zu gene-

rieren, das wiederum zu möglichst hohen Preisen angeboten, verwertet und ab-

gesetzt werden kann.

¶ Wer sich dabei erfolgreich durchsetzt, gehört folglich zur Elite mit den zugehöri-

gen Privilegien. Ein solches „Modell von Bildung“ taugt nichts für eine demokra-

tische, soziale und offene Gesellschaft, in der die Bildungschancen nicht von 

Geldbeutel, Herkunft oder Marktmacht abhängen. 

Abschließend möchte ich noch einmal in aller Deutlichkeit klarstellen. Bildung und 

Gewerkschaft waren und sind Geschwister. Das ist richtig, aber darunter verstehen 

wir als Gewerkschaften nach wie vor 

¶ eine Bildung für Alle, 

¶ eine Bildung, die zuerst den Menschen dient,  

¶ die der gesamten Gesellschaft verpflichtet ist,  

¶ die Chancengleichheit bietet,  

¶ die fördert statt selektiert,  

¶ die Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und Arbeit ermöglicht, 

und eine Bildung, die dazu beiträgt unsere wichtigen Zukunftsprobleme zu lösen. 



65

7.  Wie viel Gesellschaft braucht Weiterbildung? 

7.1. Reinhard Bütikofer: Weiterbildung aus Sicht von Bündnis 90/Die GRÜ-
NEN

Die Frage, ob Weiterbildung eine gesellschaftliche Aufgabe ist, dieser so selbstver-

ständlich erscheinende Ausgangspunkt, ist nicht insgesamt in Gesellschaft und Po-

litik unumstritten. Im Koalitionsvertrag z.B. wird berufliche Weiterbildung als reine 

Aufgabe der Tarifparteien definiert und die gesellschaftliche Verantwortung gerät 

dort leicht aus dem Blick. 

Ich gehe davon aus, dass für Weiterbildung eine gesamtgesellschaftliche Verant-

wortung besteht. Was ich aber nicht für richtig halte ist, dass wir nur eine theoreti-

sche Debatte über die gesellschaftliche Verantwortung führen und versuchen, auf 

dem Reissbrett einen allgemeinen Rahmen zu entwerfen, wie Weiterbildung aus-

gestaltet sein sollte. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die gesamtgesellschaftli-

che Verantwortung nur richtig erfasst werden kann, wenn konkret bestimmt wird, 

welche positiven Ansatzpunkte es gibt. Da sind z.B. die Tarifverträge zur Regelung 

der Weiterbildung, um nur einige zu nennen, der Qualifizierungstarifvertrag der Me-

tall- und Elektroindustrie in Baden-Württemberg oder der Tarifvertrag zur Förderung 

von Aus-, Fort- und Weiterbildung der Beschäftigten der Textil- und der Beklei-

dungsindustrie. 

Man muss schauen, wo man mit der Förderung von Weiterbildung praktisch an 

schon gegebene Möglichkeiten ansetzen kann. Seit 2001 gibt es z.B. im Job-

AQTIV-Gesetz die Möglichkeit für kleine Unternehmen, für die Weiterbildung ihrer 

Beschäftigten – die älter als 50 Jahre sind – Zuschüsse der Bundesagentur für Ar-

beit (BA) zu erhalten. Meines Wissens gibt es wenig Nachfrage nach solchen Zu-

schüssen, nicht zuletzt deshalb, weil die BA dieses Instrument mehr oder weniger 

auf das Abstellgleis abgeschoben hat. 

Ich gehe davon aus, das es wichtige Ansatzpunkte dafür gibt, die derzeit noch weit-

gehend parallel laufenden Förderwelten in der Weiterbildung zu vereinheitlichen, 

das halte ich für eine zentrale Aufgabe. Es geht darum – und das ist dann Aufgabe 

für die Politik im engeren Sinne – ein Bildungsförderungsgesetz als Rahmen anzu-

streben.
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Ich will einige konkrete Punkte hervorheben: 

1. Das Modell der Arbeitszeitkonten sollte für die Weiterbildung genutzt werden, 

eine Verbindung des Konzepts des lebensbegleitenden Lernens mit solchen 

Arbeitszeitkonten. Hier stellt sich die sehr praktische Frage – wie generell bei 

Arbeitszeitkonten – der Insolvenzsicherung. Lernzeitkonten können nur funk-

tionieren, wenn die angesammelten Lernzeiten auf den Konten vor Insolvenz 

geschützt werden. 

2. Sinnvoll ist es, das Instrument Jobrotation auszubauen. Die Kombination von 

lebensbegleitendem Lernen mit der befristeten Beschäftigung von Arbeitslo-

sen ist ein wichtiger Ansatzpunkt. Hierdurch kann auch zur Verankerung von 

Weiterbildung im Wirtschaftsleben beigetragen werden. 

3. Bei den GRÜNEN diskutieren wir, das Modell der Altersteilzeit zu ersetzen – 

oder besser zu ergänzen – durch ein Modell von Lebensphasenteilzeit. Dies 

soll ermöglichen, unabhängig von einer bestimmten Altersgrenze z.B. für 5 

Jahre in Teilzeit zu gehen. Dies sollte durch die BA gefördert werden, wobei 

diese Teilzeitförderung nicht auf die Aufstockung der Sozialversicherungsbei-

träge reduziert werden sollte, sondern auch – zumindest teilweise – die För-

derung der Maßnahmenkosten beinhalten. 

4. Schließlich gibt es den Vorschlag – der bei den GRÜNEN kontrovers disku-

tiert wird – die Arbeitslosenversicherung strategisch zu einer Beschäftigten-

versicherung weiterzuentwickeln. Dieser Vorschlag bezieht auch die Förde-

rung von Weiterbildung mit ein. 

Dies sind einige praktische Ansatzpunkte. Ausdrücklich sei darauf hingewiesen, 

dass es sich nicht um ein Gesamtkonzept handelt. Derzeit ist niemand in der 

Lage, ein stimmiges Gesamtkonzept zu entwickeln. Wir brauchen daher eine 

stärkere Vernetzung solcher praktischen Ansatzpunkte mit einer öffentlichen 

Diskussion, die die Priorität von Weiterbildung in das Zentrum rückt. In einer sol-

chen Diskussion ist auch der Vorschlag für ein Bundesweiterbildungsgesetz ein-

zubeziehen.
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Die GRÜNEN treten für eine Stiftung für berufliche Bildung ein. Die vier Haupt-

ziele einer solchen Stiftung sind: 

1. Die Hochschulen sollen dazu angeregt werden, regionale Weiterbil-

dungsangebote anzubieten. Derzeit ist das Potenzial, das Hochschulen 

als Weiterbildungsanbieter haben, bei weitem nicht ausgeschöpft, was 

dazu führt, dass an den Hochschulen ein gewaltiges Wissenspotenzial 

besteht, das von der Arbeitswelt weitgehend abgeschnitten ist. Dieses 

Potenzial in die Weiterbildung einzubeziehen und überregional zu vermit-

teln wäre eine Aufgabe der Stiftung. 

2. Die Zusammenarbeit von kleinen und mittleren Unternehmen und berufli-

chen Schulen verbessern. Oft sind berufliche Schulen mit modernen An-

lagen besser ausgestattet als kleine und mittlere Unternehmen. Es kann 

daher sinnvoll sein, die Zeit, in der die Schulen nicht für Unterricht genutzt 

werden, für die Weiterbildung der Beschäftigten in kleinen und mittleren 

Unternehmen zu nutzen. 

3. Gerade für ältere Arbeitnehmer ist es von zentraler Bedeutung, dass Wei-

terbildung praxisnah erfolgt. Aufgabe einer Stiftung kann es sein, hierfür 

Modelle zu entwickeln. 

4. Lehrerinnen und Lehrer könnten – finanziert durch Stiftungsmittel – zeit-

weise in die Betriebe gehen. Es ergäbe sich ein doppelter Nutzen: Lehre-

rinnen und Lehrer erfahren einerseits die betriebliche Praxis und stehen 

andererseits für Weiterbildungszwecke in den Betrieben zur Verfügung. 
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7.2. Uwe Schummer: Weiterbildung aus Sicht der CDU 

Unstrittig ist, dass im Bereich der Weiterbildung Handlungsbedarf besteht. Das, was 

Frau Schavan mit Unterstützung der Gruppe Bildung und Forschung in den Koaliti-

onsvertrag mit eingebracht hat, ist beispielsweise ein Konzept zum Bildungssparen. 

Die Idee hinter diesem Konzept ist, dass das Vermögensbildungsgesetz – das sind 

zwei Säulen, zum einen das Bausparen und zum anderen das Produktivspa-

ren/Mitarbeiterbeteiligung – um eine dritte Säule erweitert wird: das durch Prämien 

unterstützte Bildungssparen. Dies zeigt offenkundig, dass der Bund in der Weiter-

bildung eine Verantwortung übernehmen will und auch die entsprechenden Mittel 

bereitstellen wird, vor allem zur Unterstützung der Bezieher kleiner und mittlerer 

Einkommen. Das ist im Kern unser Instrument Bildungssparen, dass auch für die 

Weiterbildung genutzt werden kann. 

Das zweite Instrument ist das Weiterbildungsbafög, dass auch im Koalitionsvertrag 

festgehalten ist, und noch entsprechend ausformuliert werden muss. 

Das dritte Instrument ist ein Angebot an die Tarifpartner. Wir wollen einen Insol-

venzschutz – der ja zu Recht angemahnt wurde – für die betrieblichen Langzeit- 

und Lernzeitkonten. Auch das ist im Koalitionsvertrag festgehalten. 

Bund, Länder und Tarifpartner müssen zusammenarbeiten. Ein gesundes Miteinan-

der, wie es auch in der Koalitionsvereinbarung festgehalten ist, der Allgemeinheit, 

also der Gesellschaft, der Wirtschaft und der Selbstfinanzierung durch die Bürger, 

so wie es jeweils angemessen ist. 

Interessant ist, was derzeit in Nordrhein-Westfalen im Rahmen von „Training on the 

Job“ ausprobiert wird: Mit Weiterbildungsschecks wird die Hälfte der Kosten einer 

Weiterbildungsteilnahme während des Berufs vom Land und dem Europäischen 

Sozialfonds übernommen. Ich denke, dass man sich dieses Modell anschauen soll-

te, um zu prüfen, ob es für andere Bundesländer, den Bund aber auch die Tarifpar-

teien interessant ist. 

Ich habe ein Gespräch mit Hans Katzer – der 1967 in der Großen Koalition das da-

malige Arbeitsförderungsgesetz (AFG) geschaffen hat – in bleibender Erinnerung. 

Es sagte mir, dass es ein zentraler Fehler war, die Weiterbildung nicht – wie z.B. 

die akademische Bildung – aus Steuermitteln zu finanzieren, sondern aus Bei-

tragsmitteln und damit über die Arbeitskosten. Wenn es irgendwann möglich sein 
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sollte, dann wäre sinnvoll und wichtig, das man die Weiterbildung – ebenso wie die 

akademische Bildung – dort, wo es notwendig ist, stärker steuerfinanziert und weni-

ger aus Beitragsmitteln. Das ist ein wichtiger Punkt, der auch weiterhin zu diskutie-

ren ist. 

Wir haben den Willen, die Weiterbildung, so wie es auch in der Koalitionsvereinba-

rung formuliert ist, als vierte Säule des Bildungssystems auszubauen. Wir müssen 

im Rahmen der Debatte, die im Parlament stattfinden wird, klären, was hierfür not-

wendig ist. Offenkundig ist, dass man neben den föderalen und tarifpolitischen In-

strumenten auch Anreize in Richtung bundeseinheitlicher Richtlinien zu entwickeln 

sind. Ob dies über die Kultusministerkonferenz oder über eine Bundesverordnung 

oder ein -gesetz erfolgen soll, darüber ist noch zu diskutieren. Das es einheitliche 

Regelungen geben sollte, ist für mich ein Punkt, den ich als wichtig erachte und da-

her werden wir auch darüber noch diskutieren. 

Die Gefahr, dass Bildungssparen selektiv wirkt, sehe ich nicht, ebenso, wie das 

auch beim Bausparen und der Mitarbeiterbeteiligung nicht der Fall ist. Vielmehr wird 

mit dem Bildungssparen ein Instrument zur Unterstützung geschaffen, das die ver-

schiedenen Förderelemente zusammenführen kann. So sind Angebote denkbar, die 

sich aus 50 % Bausparen und 50 % Bildungssparen zusammensetzen um die Zu-

kunft abzusichern. Oder es ist denkbar, die Altersicherung mit Bildungssparen zu 

kombinieren. Mit dem Bildungssparen ist ein zielsicheres Instrument geschaffen, 

dass die Förderung von Gruppen, die meist als bildungsfern bezeichnet werden, in 

die Förderung mit aufnimmt. 
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7.3. Oskar Lafontaine: Weiterbildung aus Sicht der LINKEN

Die Fraktion DIE LINKE sieht die Weiterbildung als gesellschaftliche Aufgabe, die 

daher in den Verantwortungsbereich des Staates und gesellschaftlicher Gruppen 

wie auch der Tarifvertragsparteien fällt. Wir sind demgegenüber nicht der Auffas-

sung, dass sich private Anbieter in einem größeren Umfang in der Weiterbildung 

betätigen sollten, da sich Weiterbildung von ihrer Aufgabenstellung her der privaten 

Gewinnerzielung entzieht.

Deshalb sind wir für ein Rahmengesetz des Bundes im Bereich der Weiterbildung, 

dass die Aufgaben von Bund, Ländern und Gemeinden in der Weiterbildung regelt. 

Ein solches „Bundesweiterbildungsgesetz“ muss auch dazu dienen, die vorhandene 

und in den vergangenen Jahren weiter gestiegene Chancenungleichheit in der Bil-

dung zu überwinden. Weiterbildung ist daher so auszugestalten, dass die Schwä-

cheren – d.h. vor allem die Menschen ohne allgemeinen Bildungsabschluss – von 

den Möglichkeiten der Weiterbildung Gebrauch machen können und nicht diejeni-

gen, die ohnehin schon viel Bildung genossen haben und von daher gesellschaftlich 

privilegiert sind. Dieser egalitäre Ansatz sollte auch in einem solchen Gesetz zum 

Ausdruck kommen. 

Als jemand, der jahrzehntelang auf unterschiedlichen Ebenen politische Verantwor-

tung getragen hat, weiß ich, dass ein solches Vorhaben nur dann zu realisieren ist, 

wenn die Steuer- und Abgabenquote des jeweiligen Gemeinwesens stimmt. Das ist 

das derzeitige Hauptproblem in der Bundesrepublik. Wir liegen mit unserer Steuer- 

und Abgabenquote von rund 34 % – trotz der Vereinigungslasten – 6 Prozentpunkte 

unter dem europäischen Durchschnitt. Das hat zur Konsequenz, dass wir unsere 

Aufgaben als moderner Industriestaat nicht mehr erfüllen können – weder bei der 

Weiterbildung noch bei der Infrastruktur und in anderen Bereichen. Für eine andere 

Politik ist es daher zentral, unsere Steuer- und Abgabenquote auf den europäischen 

Durchschnitt anzuheben. Dafür müssen wir den Mut finden. Um das in Zahlen aus-

zudrücken: Das wären jährlich 130 Mrd. € zusätzliche Einnahmen des Staates. 

Ich möchte dabei zu bedenken geben, dass wir bei der Erhöhung der Steuerquote 

nicht an eine Erhöhung der Verbrauchssteuern sondern an eine Erhöhung der Ver-

mögenssteuern denken: Das Geldvermögen der Deutschen beträgt ungefähr 4.000 

Mrd. €. Über die Hälfte dieser Summe verfügen die „oberen Zehntausend“, das er-
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gibt ungefähr 2.000 Mrd. €. Würde man wagen, diese Vermögen mit 5 % zu be-

steuern, dann ergäbe dies ungefähr 100 Mrd. € zusätzliche Steuereinnahmen, mit 

denen man wichtige gesellschaftliche Aufgaben finanzieren könnte.  

Solange wir nicht in der Lage sind, unsere Steuern und Abgaben so zu gestalten, 

wie die mit uns konkurrierenden europäischen Nachbarstaaten, wird es nichts mit 

dem Ausbau der Weiterbildung, öffentlichen Investitionen und Infrastruktur. Das ist 

die Sicht der Fraktion DIE LINKE. 

Würden wir weitergehen und nicht nur eine Erhöhung der Steuer- und Abgabenquo-

te auf den europäischen Durchschnitt von 40 % fordern, sondern auf 50 % wie in 

Schweden oder Dänemark, ergäben sich zusätzlich 16 % öffentliche Einnahmen. 

Auf das Sozialprodukt umgerechnet ergäbe dies ungefähr 350 Mrd. € jährlich. Sol-

che „Wahnvorstellungen“ möchte ich hier nicht vortragen. Ich möchte aber darauf 

hinweisen, dass Schweden und Dänemark in internationalen Rankings ganz vorne 

liegen, da sie viel Geld für Bildung, Ausbildung und Forschung ausgeben. Ein 

Traum, auch für Deutschland, für den ich hier werben möchte. 

Wenn wir die Probleme in der Weiterbildung strukturell sehen, ergibt sich ein weite-

rer Punkt, den wir in die öffentliche Debatte einbringen müssen. Ich möchte dies 

hier für die Fraktion DIE LINKE tun. Die Aufteilung zwischen Erwerbsarbeitszeit und 

Nichterwerbsarbeitszeit muss in Deutschland in Zukunft anders ausgestaltet wer-

den. Ich sehe einen untrennbaren Zusammenhang zwischen der Aufteilung der Ar-

beitszeit und den Möglichkeiten sich weiterzubilden. Wir haben in Deutschland fünf 

Millionen erwerbsfähige Menschen mit einer Arbeitszeit von null Stunden. Und wir 

haben einen Wahn quer durch die gesamte Gesellschaft, dass trotz dieses Sach-

verhalts die Arbeitszeit der Beschäftigten – in Betrieben und in Verwaltungen – ver-

längert werden soll. Ich sehe hierin einen eklatanten Widerspruch zu dem Ziel, Wei-

terbildung zu fördern und plädiere für das Ziel: Arbeitszeitverkürzung bei steigender 

Produktivität. Ich sehe es geradezu als pervers an, wenn angesichts einer solchen 

Arbeitsweltsituation öffentliche Verwaltungen quer durch die Parteien für eine Ver-

längerung der Arbeitszeit werben. Die Logik, die hinter diesen Vorschlägen steckt, 

ist mir nicht ersichtlich. Vielleicht ist es damit zu erklären, dass wir in den letzten 

Jahren in Deutschland eine Veränderung der Wertorientierungen in der Gesell-

schaft feststellen: Hin zu rein ökonomischem Denken und Gewinnorientierung. Das 

hat auch auf die Bundesagentur für Arbeit übergegriffen. 
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Vielleicht erscheint das Folgende zu vordergründig, aber ich meine es ernst. Ich will 

auch nicht gegen einzelne Personen argumentieren, aber wenn man die Leitung 

der Bundesagentur für Arbeit mit dem Titel „Vorstandsvorsitzender“ ausstattet, dann 

ändert sich irgendwann das Denken der Betroffenen, ob diese es wollen oder nicht. 

Sie kommen dann zu der Vorstellung, Kostensenkungserfolge vorweisen zu müs-

sen und fangen an, willkürlich Mittel – auch für Weiterbildung – zusammenzustrei-

chen. Deshalb sollte man den Titel der Leitung ändern. Vielleicht in „Erster Diener 

der Arbeitslosen“, dann würde die Leitung vielleicht einen anderen Zugang zu den 

Problemen der Erwerbslosen bekommen. Ich meine das ganz ernst und es geht mir 

nicht um Personen. Aber in dem Moment, wo Leitungen anfangen, sich in Leder-

sessel zu setzen und Vorstandsvorsitzende spielen, können sie ihrer gesellschaftli-

chen Aufgabe nicht mehr gerecht werden. 

Abschließend möchte ich ausdrücklich eine Gemeinsamkeit mit dem Kollegen 

Schummer von der CDU/CSU-Fraktion hervorheben. Es ist tatsächlich eine Fehl-

entwicklung, wenn gesellschaftliche Aufgaben wie die Weiterbildung von Erwerbs-

losen aus Beiträgen der Arbeitnehmer finanziert werden; hier plädiere ich energisch 

für eine Steuerfinanzierung. 
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7.4. Gerd Andres: Weiterbildung im Rahmen der Bundesagentur für Arbeit 

Ich weiß nicht, ob die Bundesagentur für Arbeit das zentrale Weiterbildungsinstitut 

in Deutschland werden sollte. Das, was wir an Rückgang von FbW beobachten, ist 

zum Teil gewollt, zum Teil gesetzt. Wenn man sich jedoch die Gesamtaufwendun-

gen für aktive Arbeitsmarktpolitik anschaut, stellt man fest, dass der Rückgang ins-

gesamt nicht so dramatisch ist.

Wenn man sich vor Augen führt, wie sich die Aktivierungsquote der Bundesagentur 

für Arbeit entwickelt hat, stellt man fest, dass sie derzeit höher als in früheren Jah-

ren ist, in denen für Qualifizierungsmaßnahmen sehr viel mehr Geld aufgewandt 

wurde.

Die Frage nach der Qualifizierungspolitik der Bundesagentur für Arbeit ist eine sehr 

komplizierte Debatte, man kann sich die Qualifizierungswellen anschauen oder die 

Berufe auf die qualifiziert wurde. Entscheidend ist jedoch, inwieweit eine bestimmte 

Form von FbW dazu geführt hat, dass die Menschen in Beschäftigung kommen o-

der nicht. Wir haben eine Reihe neuer Instrumente hinzugefügt. Im vergangenen 

Jahr haben wir ca. 1,5 Mio. Menschen – darunter auch FbW mit ca. 118.000 Perso-

nen – mit den unterschiedlichsten Möglichkeiten der Bundesagentur für Arbeit er-

reicht. Es gibt eine Reihe von Maßnahmen – man kann sich anschauen, wie sich 

z.B. die Kosten entwickelt haben – wie die Integration von Behinderten, die auch 

Qualifizierungsmaßnahmen enthalten. 

Wir hatten im letzten Jahr ungefähr 600.000 Jugendliche im Bundesdurchschnitt in 

Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit. Man kann darüber streiten, ob es sich 

dabei teilweise um Warteschleifen handelt. Das gesellschaftliche Problem, das da-

hinter steht ist aber, dass ein größerer Teil der Jugendlichen, die das allgemein-

bildende Schulsystem verlassen, nicht in der Lage ist, eine normale Berufsausbil-

dung zu absolvieren, wenn sie denn überhaupt einen  Ausbildungsplatz erhalten 

würden. Jeder, der damit zu tun hat weiß, vor welche Probleme man dabei gestellt 

wird.

Die Bundesagentur hat die eingesetzten Mittel – die Beitragsmittel – vernünftig und 

zielgerichtet einzusetzen mit dem Ziel, Menschen so schnell und so wirtschaftlich 

wie möglich wieder in den Arbeitsprozess zu integrieren. Vor diesem Hintergrund 

kann sich vieles sehen lassen, was wir in diesem Zusammenhang gemacht haben. 
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Allein für die berufliche Eingliederung junger Menschen standen den Arbeitsagentu-

ren und den ARGEN/zugelassenen kommunalen Trägern im Jahr 2005 7 Mrd. € zur 

Verfügung.

Im Jahr 2002 hat die Bundesagentur für Arbeit allein für FbW 6,7 Mrd. € ausgege-

ben, im letzten Jahr standen rd. 2,1 Mrd. € zur Verfügung. 

Wir haben den ganzen Bereich unter massiven öffentlichen Debatten neu geordnet 

und neu strukturiert. Ich war an dieser Neuordnung und Neustrukturierung beteiligt, 

und ich halte sie auch für richtig. 

Ich bin sehr für berufliche Weiterbildung. Die spannende Frage ist jedoch, ob das 

ausschließlich Angelegenheit der Arbeitslosenversicherung ist. Was von der Bun-

desagentur an Beitragsmitteln aufgewandt wird, muss so eingesetzt werden, dass 

es den Integrationsanspruch erfüllt. Es gilt: Mit so wenig Mitteln wie möglich die 

größten Erfolge zu erreichen. Vor diesem Hintergrund ist die Umstrukturierung rich-

tig gewesen, jenseits einer allgemeinen Debatte über die gesellschaftliche Rolle von 

Weiterbildung. Wir sind in einer Situation, wo wir mit ca. 2,1 Mrd. € – teilweise auf-

gestockt durch Sonderprogramme für Ältere oder Geringqualifizierte – einen ver-

nünftigen Rahmen für Weiterbildung innerhalb der Bundesagentur für Arbeit haben. 

Die Bundesagentur für Arbeit muss im Bereich Qualifizierung etwas tun, und das 

macht sie auch, dies muss sie aber im Rahmen einer Arbeitslosenversicherung 

betreiben.
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7.5. Frank Bsirske: Gesellschaftliche Verantwortung für Weiterbildung 

Die Ausgaben der Betriebe für Weiterbildung stagnieren, die Ausgaben der öffentli-

chen Hand in diesem Bereich sind rückläufig und zeitgleich sind die privaten Aus-

gaben hierbei auf 14 Mrd. € im letzten Jahr gestiegen. Das Weiterbildungssystem 

ist damit hoch selektiv und das ist ein Problem. 

Dass 76 % der kleinen und mittleren Betriebe keine betrieblichen Weiterbildungs-

maßnahmen durchführen ist ebenfalls ein Problem. 

Diejenigen, die bereits über ein hohes Qualifikationsniveau verfügen, nehmen in 

sehr viel stärkerem Maße an Weiterbildung teil, als diejenigen mit geringem Qualifi-

kationsniveau. Die Selektivität ist demnach enorm und bestimmte Gruppen sind klar 

benachteiligt. Das ist in einer Situation, in der Weiterbildung für den Einzelnen und 

für die Gesellschaft an strategischer Bedeutung gewinnt, ein Riesenproblem. 

Dass wir im internationalen Vergleich in der Weiterbildung einen mittleren bzw. hin-

teren Platz einnehmen und damit weit abgeschlagen sind gegenüber Gesellschaf-

ten und Volkswirtschaften, die deutlich bessere Resultate erzielen, ist ein Problem, 

das auf Handlungsbedarf verweist; einen gesellschaftlichen Handlungsbedarf, weil 

es nicht vorstellbar ist, dass die Probleme durch das Handeln nur eines Akteurs 

gelöst werden können. Was wir brauchen ist ein Zusammenspiel der Akteure, die 

sich alle ihrer Verantwortung bewusst werden. Ich denke dabei an den Staat, an die 

Betriebe und an die Tarifvertragsparteien. Ich denke auch an die einzelnen Men-

schen, die darin allerdings Unterstützung erfahren müssen. 

Wenn gefragt wird, welche Rolle der Staat dabei einnehmen kann, schlage ich vor, 

dass er regulierend eingreift. Man sollte sich dabei Länder ansehen, die das Thema 

Weiterbildung in den letzten Jahren viel erfolgreicher als Deutschland angepackt 

haben. Frankreich z.B., wo auf Grundlage einer Fondsfinanzierung, die seit 1971 

besteht, eine kontinuierliche, breit angelegte Weiterbildungslandschaft entstanden 

ist. Die Fondsfinanzierung schafft verlässliche Strukturen, die jeder Frau und jedem 

Mann den Zugang zu Weiterbildung ermöglichen. Oder auch Skandinavien, wo wir 

ebenfalls ein sehr erfolgreiches Weiterbildungssystem beobachten können. Dort 

gibt es eine gesellschaftliche Verantwortung für Weiterbildung, z.B. in Schweden so 

etwas wie ein ErwachsenenBaFöG und in Dänemark eine Fondsfinanzierung, die 

ähnlich wie in Frankreich praktiziert wird. 
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Ich möchte eine aktuelle Stellungnahme von Frau Schavan im Zweiwochendienst 

„Bildung und Wissenschaft“ vom 01.02.2006 zitieren, die mich sorgenvoll stimmt, da 

hier offensichtlich eine andere Position eingenommen wird. Auf die Frage: „Im Koa-

litionsvertrag heißt es, dass Weiterbildung die vierte Säule des Bildungssystems 

wird. Diese Postulate kennen wir seit 50 Jahren, sie sind aber nie wirklich eingelöst 

worden. Wo sehen sie die Möglichkeit eine solche Verankerung als vierte Säule 

durchzusetzen? Können sie sich mit einem Bundesweiterbildungsrahmengesetz, 

wie es die Gewerkschaften seit langem fordern, anfreunden?“ antwortet Frau Scha-

van: „Nein, ein gesetzlicher Rahmen ist noch kein Instrument, dass einen Schub 

auslöst.“ Man wird Frau Schavan im grundsätzlichen Sinn vielleicht nicht widerspre-

chen, aber das „Nein“ ist der Akzent, auf den es ankommt. 

Auf die Frage: „Sie setzen auf Tarifverträge stärker als auf staatliche Maßnahmen?“ 

antwortet Frau Schavan: „Ich finde, dass das ein sehr überlegenswerter Weg ist. Ich 

setze, was den Staat angeht, wenig auf Einflussnahme.“ 

Ist das gewissermaßen die Ankündigung des „weiter so wie bisher“ bzw. „wir ma-

chen noch mehr von dem, was bisher schon nicht geklappt hat“? Das empfinde ich 

als sehr alarmierend und entsprechend der Rolle, die der Staat in seiner gesell-

schaftlichen Verantwortung angesichts des Handlungsbedarfs wahrnehmen muss, 

als nicht gerechtfertigt. 

Es gibt auch eine individuelle Verantwortung für die Weiterbildung, bei der aller-

dings die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen im Blick behalten werden müs-

sen, unter denen die Menschen handeln und für sich zwischen Handlungsalternati-

ven abwägen können. Hier wird es gerade mit Blick auf die Gruppen, die aus dem 

ersten Bildungssystem mit schweren Benachteiligungen hervorgegangen sind, dar-

auf ankommen, lernfreundliche und lernförderliche Bedingungen zu schaffen und 

Lernwiderstände, die es zweifellos gibt, ernst zu nehmen. 

In dem Buch „Lernwiderstände“ wurde an Studien angeknüpft, die sich mit den Ur-

sachen dieser Widerstände auseinandersetzen. Folgende Ursachen wurden dabei 

genannt: zu hohe Teilnahmekosten und private Zeitinvestitionen, nicht absehbarer 

Arbeitsmarktnutzen, mangelnde Verwertungsmöglichkeiten, mangelnde Honorie-

rung des Gelernten, mangelnde Erfolgsaussichten, Furcht vor zu hohen Belastun-

gen, systematische Ausgrenzung Älterer, fehlende Teilnehmerorientierung verbun-
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den mit unzureichender Qualifikation des Personals, unzureichende Qualitätskon-

trolle sowie unzulängliche Ausstattung der Weiterbildungsträger. 

Wir müssen uns in einer Situation, in der 20 % bis 25 % eines Altersjahrgangs das 

Schulsystem ohne Schulabschluss oder auf einem Wissensniveau von Grundschü-

lern verlassen, die auf dem Arbeitsmarkt somit keine Chance haben und denen 

dauerhafte Ausgrenzung droht, Gedanken machen, wie wir förderliche Bedingun-

gen schaffen. Dafür müssen verschiedene Akteure in die Verantwortung genommen 

werden. Die Gewerkschaften können dazu beitragen, dass Weiterbildung einen Fi-

nanzierungs- und Zeitrahmen erhält, dass Weiterbildung in den Betrieben mehr 

Aufmerksamkeit erfährt und eine Sensibilität für das Problem entsteht. Die Gewerk-

schaften können – als ein Akteur, der in der Verantwortung steht – dazu beitragen, 

dass eine Lernkultur in den Betrieben entsteht. Sie können ihrer Unterstützungs- 

und Beratungsfunktion gerecht werden, z.B. in Form von Beratungsangeboten wie 

dem Job-Navigator, den die  IG Metall entwickelt hat. Auch bei ver.di bestehen be-

reits solche Angebote, wie z.B. die Entwicklungsberatungsangebote im Bezirk 

Potsdam. Ich denke, das ist der richtige Weg. 
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7.6. Berthold Huber: Handlungsbedarf in der betrieblichen Weiterbildung 

Den dringenden Handlungsbedarf, den Frank Bsirske hier bereits aufgezeigt hat, 

will ich mit Blick auf die betriebliche Weiterbildungspraxis noch ergänzen. 

Für die Beschäftigten entscheidet Qualifikation mit über den Zugang und Verbleib 

im Beschäftigungssystem, die Höhe des Einkommens sowie die Qualität der Ar-

beitsplätze und Arbeitsbedingungen. Gleichzeitig nimmt die Bedeutung der Weiter-

bildung für Innovation und damit Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit 

der deutschen Wirtschaft zu. Deutschland muss mit einer immer wissensbasierteren 

Ökonomie auf qualifizierte Arbeitsplätze setzen und das Engagement in Qualifizie-

rung und Weiterbildung verstärken.

Die Praxis sieht leider anders aus. Betriebliche Weiterbildung läuft frei nach dem 

Motto: Wer hat, dem wird gegeben. Und wer wenig hat, schaut in die Röhre. 44 % 

der Erwerbstätigen mit einem Hochschulabschluss nehmen regelmäßig an Weiter-

bildungsmaßnahmen teil, nur 11 % der Erwerbstätigen ohne Berufsausbildung.  

Die Teilnahmequote an beruflicher Weiterbildung lag im Jahr 2003 bei 26 %. 1997 

lag sie noch bei 30 %. Wir bewegen uns also nicht nach vorn, sondern rückwärts.  

Damit wird tendenziell die Mehrheit der Beschäftigten ausgegrenzt. Angelernte, 

Ausländer und Frauen sind über weite Strecken und in vielen Betrieben sogar voll-

ständig ausgeschlossen. Das muss korrigiert werden. 

Defizite wie bei der Qualifizierung haben wir auch in Fragen der Innovation. Nach 

Angaben des Bundesbank-Berichtes vom Juni 2005 sind die Investitionen aller 

deutscher Unternehmen im Jahr 2004 zum vierten Mal in Folge rückläufig gewesen. 

Das ist der tiefste Stand seit 1992. Das ist grob fahrlässig.

Auch unsere Erfahrungen mit abweichenden Tarifvereinbarungen nach dem „Pforz-

heimer Abkommen“ in der Metall- und Elektroindustrie zeigen in vielen Betrieben 

große Defizite bei Investitionen und Innovationen. In der Mehrheit der Fälle existie-

ren weder eine mittelfristige Unternehmensplanung, geschweige denn ein mittelfris-

tiges Investitionskonzept für Forschung und Entwicklung neuer Produkte.

Diese Entwicklung können wir im eigenen Interesse nicht mehr allein den Unter-

nehmen überlassen. Wir brauchen ein Mitspracherecht. Wir müssen zukünftig Fra-
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gen der Weiterbildung und Innovation als Kernaufgaben qualitativer Tarifpolitik an-

gehen.

Die IG Metall fordert deshalb in der anstehenden Tarifrunde für die Metall- und E-

lektroindustrie den Abschluss eines Tarifvertrages zu Qualifizierung und Innovation.

Er soll die Unternehmen stärker zur systematischen Qualifizierung aller Beschäftig-

ten und zu Innovationen bei Produkten und Prozessen verpflichten.

Dabei ermutigen uns in dieser Frage aktuelle Untersuchungen des Bundesministe-

riums für Forschung und Bildung über die Umsetzung unserer Qualifizierungstarif-

verträge der Textil- und Bekleidungsindustrie sowie der Metall- und Elektroindustrie 

in Baden-Württemberg.

Der Anteil an Betrieben, die über eine Betriebsvereinbarung zur Qualifizierung ver-

fügen, ist in Baden-Württemberg allein zwischen 2003 und 2005 von ca. 25 % auf 

40 % gestiegen.

Drei Viertel der neu abgeschlossenen Vereinbarungen sind der Untersuchung zu-

folge im Gefolge des Tarifvertrages entstanden. Gleichzeitig gehen eindeutig positi-

ve Wirkungen auf die betriebliche Weiterbildung aus, wenn die Tarifvertragsparteien 

das Thema verbindlich regeln.  

Tarifverträge fördern demnach die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und 

Betriebsräten. Tarifverträge führen auch nicht zu einer Einengung des betrieblichen 

Handlungsspielraums und zu einer Abnahme an Flexibilität. Rund 90 % der Befrag-

ten können keinen Flexibilitätsverlust erkennen.

Die Tarifverträge haben bei den betrieblichen Praktikern auf der Arbeitgeberseite 

kaum grundsätzliche Kritiker. Bei den Managern liegt der Anteil jener, die Qualifizie-

rungstarifverträge für unnötig und eher behindernd als fördernd halten zwischen 2 

und 7 % - so die Ergebnisse der Untersuchung. 

Das widerlegt die Vorwürfe, die uns praxisferne Verbandsfunktionäre der Arbeitge-

berseite entgegen halten, wenn wir die Regulierung der Weiterbildung per Tarifver-

trag fordern. Solche Behauptungen scheinen mir eher ideologisch geprägt zu sein. 

Empirische Untersuchungen widersprechen der Tarifforderung nicht, sondern be- 

stätigen sie vielmehr. 
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Konkret fordert die IG Metall zu Qualifizierung und  Innovation in der Metall- und 

Elektroindustrie folgende Punkte: 

¶ Eine Qualifizierungs- und Innovationsplanung. Einmal pro Jahr hat der Arbeitge-

ber basierend auf der mittelfristigen Unternehmensperspektive (3 bis 5 Jahre) 

die jeweilige Maßnahmeplanung in den Feldern Qualifizierung und Innovation 

vorzulegen.

¶ Eine jährliche Beratung über die Qualifizierungs- und Innovations-Planung. Die-

se Planung ist mit dem Betriebsrat unter Beteiligung der IG Metall zu beraten; er 

hat dabei ein Initiativrecht für eigene oder zusätzliche Vorschläge. 

¶ Ein jährliches Qualifizierungsgespräch. Jeder Beschäftigte hat das individuelle 

Recht auf ein jährliches Gespräch zur Feststellung des Bedarfs an betrieblicher 

Weiterbildung. Dabei werden gemeinsam die erforderlichen Maßnahmen fest-

gestellt sowie fachlich und zeitlich festgelegt. 

Wir appellieren an die Arbeitgeber-Seite, sich nicht auf die Nein-Sager Position zu-

rückzuziehen. Beschäftigte bringen heute bereits 138 Stunden jährlich für Weiterbil-

dungsmaßnahmen ein, so eine Untersuchung des Bundesinstitutes für Berufliche 

Bildung (BiBB). In Fragen der betrieblichen Weiterbildung ist jetzt die Arbeitgeber-

seite am Zug. 

Der Staat und die Tarifvertragsparteien müssen Weiterbildungs-Fragen im Interesse 

der Beschäftigten und der deutschen Wirtschaft regeln. Die  hat Vorschläge einge-

bracht, die sich bei empirischen Untersuchungen als positiv erwiesen haben. Jetzt 

liegt es an den Arbeitgebern und der Politik, ihren Teil beizutragen. 
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8. Dr. Regina Görner: Ab morgen – das können wir konkret tun!

Abschließend bleibt mir die Aufgabe, mit Blick auf die Vorträge und Diskussionen, 

die wir in dieser Veranstaltung erleben durften, zu formulieren, was für Konsequen-

zen wir als Gewerkschaften für unsere eigene Arbeit vor Ort daraus ziehen können 

und wollen. Ich will das – eingedenk der Mahnung von Oskar Negt aus dem Podi-

umsgespräch von gestern abend – nicht tun, ohne zunächst wenigstens holz-

schnittartig über die Zielsetzung zu sprechen, die wir als Gewerkschaften in der Bil-

dungspolitik verfolgen. 

Wir vertreten als Gewerkschaften die Interessen von Menschen, die ihre Arbeits-

kraft vermarkten müssen. Wir haben gestern gemeinsam festgestellt, dass die Ent-

wicklungstendenzen, die wir unter dem Stichwort „Neoliberalismus“ subsummiert 

haben, nicht zuletzt darauf zielen, Menschen abhängig und unfrei zu machen, weil 

diese Abhängigkeit möglichst niedrige Preise der Arbeitskraft sichert. Umgekehrt 

muss unser Ziel als Gewerkschaften darin bestehen, Menschen vor dieser Abhän-

gigkeit zu bewahren, ihnen möglichst optimale Bedingungen zur Vermarktung ihrer 

Arbeitskraft und zur Teilhabe am Leben der Gesellschaft zu sichern. 

Gerhard Bosch hat ausgeführt, dass Bildung heute kein zusätzliches „Zückerchen“ 

im Arbeitsleben mehr darstellt, mit dessen Hilfe man einigermaßen sicher einen 

Aufstieg erreichen kann, sondern schlicht die Eintrittskarte für den Zugang zum Ar-

beitsmarkt. Unser Ziel muss daher sein, den Menschen diese Zugänge zu sichern, 

ihnen möglichst viele Optionen für die erfolgreiche Vermarktung ihrer Arbeitskraft zu 

erschließen und zu gewährleisten, dass die Strukturen, die dafür zur Verfügung 

stehen, Durchstiegsmöglichkeiten und Zugangschancen in den unterschiedlichsten 

Lebensphasen offen halten. 

Wir haben diese Aufgabe nicht zuletzt für die Menschen, die aus eigener Kraft nicht 

in der Lage sind, sich Chancen zu sichern. Die Erfahrung zeigt ja, dass bei der Wei-

terbildung gilt, was ein drastisches westfälisches Sprichwort zum Ausdruck bringt: 

„Der Teufel sch... immer auf den dicksten Haufen“. Wer hat, dem wird dazugege-

ben. Bisher kommt in den Genuss von Weiterbildung, wer eh schon gute Voraus-

setzungen mitbringt. Wer Weiterbildung am dringendsten benötigt – die schlecht 

Qualifizierten, die Älteren, die MigrantInnen, die Frauen – bleibt außen vor. Das 

müssen wir ändern. 
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Was bedeutet das im Hinblick auf unsere Fragestellung? 

1. Wir müssen Bildung und Weiterbildung im gewerkschaftlichen Diskurs hal-
ten.

Die große Resonanz, die unsere Fachkonferenz gefunden hat, ist ein gutes Zei-

chen. Wir wollen sicherstellen, dass dies keine „Eintagsfliege“ bleibt. Wichtig ist, 

dass nicht nur die Bildungsspezialisten in den Gewerkschaften das Thema aufgrei-

fen, sondern alle. Die vorgelegte Streitschrift liefert dazu einen vorzüglichen An-

knüpfungspunkt. 

Ich bin mir mit Dorothea Müller darüber einig, dass wir zunächst möglichst bald mit 

den Bildungspolitikerinnen und -politiker in den Gewerkschaften die Thesen der 

Streitschrift diskutieren und den Autoren auch ein Feedback geben wollen. Ebenso 

wichtig wäre es, wenn alle, die heute hier anwesend sind, die Streitschrift vor Ort, in 

ihren Betrieben und Verwaltungsstellen, zum Thema machen würden, damit wir 

nicht nur von den Spezialisten, sondern auch von denen Rückmeldung erhalten, die 

nicht als Spezialisten, aber sehr wohl als Betroffene mit dem Thema Weiterbildung 

konfrontiert sind und das alles vielleicht noch einmal aus einer anderen Perspektive 

als wir Fachleute lesen und kommentieren können. 

2. Fragen von Bildung und Weiterbildung gehören zu den Kernaufgaben der 
Gewerkschaften. Sie sind nicht zuletzt auch Voraussetzung für Erfolge in der 
Tarif- und Betriebspolitik. Sie gehören in den Mittelpunkt gewerkschaftlicher 
Arbeit.

Unterschiedliche Handlungsfelder - die Schaffung politischer Rahmenbedingungen, 

Tarifpolitik, aber auch Betriebspolitik - stehen uns zur Verfügung. Und in all diesen 

Feldern ist unser Engagement für Weiterbildung gefordert. Und hier geht es nicht 

um ein Entweder - Oder, sondern darum, das eine zu tun und das andere nicht zu 

lassen. Staatliche Rahmensetzungen und tarifpolitische Gestaltung sind keine Ge-

gensätze, sondern ergänzen einander.

Es ist richtig, was eben gesagt wurde: Wir können nur begrenzt tarifpolitisch Wir-

kung entfalten. Nicht in allen Branchen können wir ausreichende Regelungen 

durchsetzen, und auch da, wo Tarifverträge existieren, können wir nicht überall de-

ren Geltung durchsetzen. 
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Und leider muss man feststellen, dass wir noch am ehesten da durchsetzungsfähig 

sind, wo die Bedingungen für Arbeitnehmerweiterbildung insgesamt gesehen viel-

leicht noch am besten sind: In den Großbetrieben der Industrie. Aber was ist in den 

Klein- und Mittelbetrieben, im Handwerk, bei den Dienstleistungen, wo wir nicht so 

gut organisiert sind? Auch dort brauchen die Menschen Weiterbildungsregelungen. 

Und sie brauchen sie am dringendsten dort, wo ihre Bindung an Betriebe oft nur 

kurzzeitig stattfindet, bei den Randbelegschaften, in der prekären Beschäftigung 

usw. Wo wir kampffähig sind, mache ich mir um Regelungen für unsere Mitglieder 

wenig Sorgen. Wir haben dazu heute ja auch eindrucksvolle Beispiele gehört. Aber 

dort, wo das nicht gegeben ist, muss es auch Regelungen geben - und hier geht es 

dann nicht ohne den Gesetzgeber. 

Ich warne allerdings auch vor der Vorstellung, dass erst einmal der Gesetzgeber 

agieren müsse, ehe wir selbst gefordert seien. Die Menschen können nicht so lange 

warten. Außerdem legen wir mit jeder tariflichen Regelung, die wir durchsetzen, die 

Latte hoch auch für die Bereiche, die wir nicht unmittelbar regeln können. Solange 

wir das Feld, das wir selbst bestellen können, unbeackert lassen, müssen wir uns 

nicht wundern, wenn anderswo nichts als Wüste bleibt. Aber wenn wir in Teilberei-

chen Regelungen durchsetzen, geraten die anderen Akteure mindestens unter 

Rechtfertigungszwang. Und das ist auch schon etwas wert. Es macht deshalb Sinn, 

zeitgleich an beiden Baustellen - gesetzliche Rahmenbedingungen und tarifliche 

Regelungen - zu arbeiten. 

3. Wir brauchen sinnvolle politische Rahmenbedingungen, damit nicht nur 
diejenigen, die von Tarifverträgen und gewerkschaftlicher Betriebspolitik pro-
fitieren können, Teilhabe an Bildung und Weiterbildung erhalten.

Ich sehe dabei vor allem 3 Schwerpunkte, um die wir uns kümmern müssen: 

¶ Wir müssen Zugänge zu Bildung und Weiterbildung gewährleisten 

Ich nenne nur Stichworte, die zum Teil auch schon Gegenstand unserer Debatten 

waren:

ü Studiengebühren 

ü Ausbildungsplatzsituation 

ü Durchlässigkeit des Bildungswesens 

ü Rahmengesetz für Weiterbildung. 
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¶ Wir müssen die Finanzierung von Bildung und Weiterbildung sichern 

Finanzierungsregelungen sind Grundvoraussetzungen. Auch hier muss unser er-

stes Interesse den Belangen derjenigen gelten, die selbst nichts beitragen können. 

Ich warne davor, die Unternehmen aus ihrer Finanzierungsverantwortung zu entlas-

sen. Aus- und Weiterbildung sind betriebliche Investitionen, nicht nur Kosten, die 

man möglichst vollständig auf die Allgemeinheit überwälzen will. Dem dürfen wir 

keinen Vorschub leisten. Wir sollten uns das Argument von den ach so untragbaren 

Kosten der Weiterbildung nicht zu eigen machen. Das sind für Betriebe Investitio-

nen, die sich lohnen. 

Je deutlicher sich die Entwicklungstrends in den Unternehmen abzeichnen, desto 

klarer wird, dass Umlagefinanzierungen unverzichtbar sind. Die Aufspaltung der 

ArbeitnehmerInnen in Kern- und Randbelegschaften führt ja dazu, dass Unterneh-

men zwar noch in ihre Kernbelegschaften investieren wollen, nicht aber in die, die 

nur noch bei Bedarf angeheuert werden. Aber alle wollen und müssen letztlich qua-

lifiziertes Personal vorfinden. Im Erstausbildungsbereich ist dieser Prozess unüber-

sehbar. Die Ausbildungsplatzmisere ist nicht zuletzt Ausdruck der Tatsache, dass 

nur noch für die Kernbelegschaften ausgebildet wird, nicht mehr über den eigenen 

Bedarf hinaus. Nur wenn Umlagen die ausbildenden Betriebe bei Überbedarfausbil-

dung entlasten und diejenigen, die davon profitieren, mit in die finanzielle Verant-

wortung nehmen, wird genügend in die vielbeschworenen Personalressourcen in-

vestiert werden. Deshalb geht es nicht ohne Umlage! 

¶ Wir müssen Schmalspurqualifikationen verhindern 

Wer mit 16 in einem Betrieb in die Lehre ging und sein ganzes Arbeitsleben hin-

durch im wesentlichen am gleichen Arbeitsplatz blieb, konnte gut mit der Qualifika-

tion auskommen, die an diesem einen Arbeitsplatz benötigt wurde. Das ist aber 

nicht die Wirklichkeit, auf die wir uns einstellen müssen. Und bedrückenderweise 

werden ja gerade diejenigen am häufigsten ihre Arbeitskraft immer wieder neu an-

bieten und ihre Qualifikation immer wieder neu belegen müssen, die nicht den Vor-

teil genießen werden, zu den Kernbelegschaften zu gehören. Wenn man aber im-

mer wieder neu seinen Arbeitsplatz suchen muss, dann kann man gar nicht breit 

genug qualifiziert sein. Genau aus diesem Grund werden wir entschieden gegen 
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Schmalspurausbildungen kämpfen, auch und gerade für die, die es am Arbeits-

markt ohnehin schon besonders schwer haben werden. 

Und das gilt auch inhaltlich: Rein arbeitsplatzbezogene Weiterbildung macht ab-

hängig. Qualifizierung, die auch die politische und soziale Bildung stärkt, gehören 

unverzichtbar dazu, wenn wir die Arbeitsmarkt- und Lebenschancen der Menschen 

der Zukunft im Blick haben. 

4. Wir müssen unsere eigenen, unmittelbaren Handlungsfelder nutzen, um 
betriebliche Weiterbildung voranzutreiben 

Dass in der diesjährigen Tarifrunde der IG Metall Qualifizierung Bestandteil der all-

gemeinen Forderung ist, zeigt, dass sich in den Gewerkschaften schon wesentli-

ches verändert hat. Ich bin zuversichtlich, dass dies auch in anderen Tarifrunden 

auch bei anderen Gewerkschaften kein Einzelfall bleiben wird.

Da hier heute viele Betriebs- und Personalräte anwesend sind, will ich in diesem 

Zusammenhang aber noch einmal besonders darauf abheben, was jetzt schon 

ganz konkret von Euch selbst auf den Weg gebracht werden kann, damit wir an 

möglichst vielen Stellen Weiterbildungschancen freilegen. 

¶ Betriebs- und Personalräte sollten die Weiterbildung endlich überall als eigenes 

Gestaltungs- und Handlungsfeld für sich entdecken. Die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen sind nach der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes und auf-

grund tarifvertraglicher Regelungen im öffentlichen Dienst ja mittlerweile gege-

ben. Ich wünsche mir, dass in allen Euren Betrieben Weiterbildung regelmäßig, 

möglichst zweimal im Jahr, auf der Tagesordnung Eurer Sitzungen steht. Re-

gelmäßig sollte überprüft werden: Wo stehen wir mit Blick auf die Qualifizierung 

der MitarbeiterInnen? Wo ist Handlungsbedarf? Was können wir anregen? 

¶ Bedarfsanalysen werden sicher immer am Anfang stehen müssen. Die rechtli-

chen Rahmenbedingungen dafür stehen zur Verfügung. 

¶ Vorschläge zur Sicherung und Förderung der Beschäftigung sind laut BetrVG 

Aufgabe der Betriebsräte. Qualifizierung ist eine wesentliche Schlüsselgröße für 

Sicherung und Förderung der Beschäftigung. Daraus ergibt sich dezidiert das  

Initiativrecht der Betriebsräte in diesem Feld. Und auch dort, wo es wie im Gel-

tungsbereich des Personalvertretungsrechts kein dezidiertes Initiativrecht für 

Qualifizierungsfragen gibt, sollte uns das nicht daran hindern, Vorschläge zu 
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machen. Wenn sinnvolle Vorschläge im Raum stehen, müssen sich Unterneh-

mensleitungen und Personalverantwortliche damit auseinandersetzen, wenn sie 

sich nicht der Lächerlichkeit preisgeben wollen. Diese Chance sollte man nut-

zen. Besonders erfolgversprechend waren in der Vergangenheit solche Initiati-

ven immer da, wo sie sich festgemacht haben an tatsächlich von allen erfahrba-

ren Defiziten und Problemlagen im Betrieb, an Qualitätsmängeln etc., aber da 

muss ich euch sicher keine guten Ratschläge geben. Das wisst Ihr ja alle aus 

Erfahrung.

¶ Betriebe sind immer besonders zurückhaltend, wenn es um Weiterbildung für 

gering Qualifizierte geht. Das beliebte Kostenargument lässt sich leicht widerle-

gen. Bei aller Kritik an den Veränderungen bei der Bundesagentur für Arbeit: 

200 Mio. € stehen im Haushalt der Bundesagentur für Maßnahmen für Unge-

lernte zur Verfügung. Das ist sinnvoll, und es sollte auch nach Kräften in den 

Betrieben genutzt werden. Wenn Ihr hier nicht initiativ werdet, dürfte der ent-

sprechende Etatposten kaum genutzt werden. Die Folge ist dann absehbar: 

Was nicht genutzt wird, wird gekürzt und schlimmstenfalls ganz abgeschafft. Al-

so, ran an diesen Topf! 

¶ Und natürlich seid Ihr gefordert, das Instrument Betriebs- bzw. Dienstvereinba-

rung nach Kräften zu nutzen. Wir haben heute zwei eindrucksvolle Beispiele da-

für gehört, was alles möglich ist, wenn man die Qualifizierungsfrage von Seiten 

des Betriebs- und Personalrates mit Nachdruck angeht. Möglicherweise hat der 

eine oder andere beim Zuhören ja auch neidvoll gedacht: Das schaffen wir bei 

uns nie! Aber lasst euch dadurch nicht entmutigen, sondern anreizen: Setzt 

doch wenigstens das durch, was bei euch machbar ist. Mit jeder Regelung, die 

wir erreichen, auch mit eng begrenzten, schaffen wir mehr Verlässlichkeit und 

Ansprüche für die KollegInnen und legen damit für die Zukunft und alle anderen 

die Latte wieder ein Stückchen höher. Nutzt die Spielräume, die Ihr habt! Durch 

Nicht-Nutzen und Klagen ist jedenfalls noch kein Spielraum größer geworden. 

¶ Und damit sind wir bei einem Thema, das wir nicht verstecken wollen. Es ist ja 

hier auch schon angesprochen worden. Nicht jede/r unserer KollegInnen geht 

mit Freude und Begeisterung in die Weiterbildung. Es gibt Ängste und Beden-

ken. Viele, die lernentwöhnt sind, trauen sich nichts mehr zu. Vielen hat man die 

Freude am Lernen ausgetrieben. Hier besteht unsere Aufgabe auch darin, Mut 
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zu machen, zu motivieren, Menschen wieder zu öffnen für Qualifizierung und 

Weiterbildung, damit sie ihre Potenziale nicht brach liegen lassen. Das gilt vor 

allem mit Blick auf ältere KollegInnen. Ich fürchte, dass wir die Ängste und Be-

denken manchmal sogar verstärken. Mich hat letztlich nach einer Veranstaltung, 

in der ich für mehr Weiterbildung für Ältere geworben habe, ein Kollege gefragt: 

„Müsste sich eine Gewerkschaft nicht eigentlich darauf konzentrieren, dass kei-

ner über 50 noch zu Weiterbildung herangezogen werden kann?“ Also, selbst 

wenn wir die Hoffnung hätten, dass eine solche Strategie irgendwann durchge-

setzt werden könnte, müssten wir in der Zwischenzeit nicht unsere Verantwor-

tung für die KollegInnen wahrnehmen, die sich vor Weiterbildung ängstigen? 

Sollten wir nicht selbst endlich durchgängig zur Kenntnis nehmen, was uns die 

Altersforschung inzwischen über die Lernpotenziale der Älteren wissenschaftlich 

belegt hat? Lernen ist doch keine Strafe, vor der man beschützt werden muss! 

Der Volksmund mag in Vielem recht haben. An einem Punkt liegt er voll 

daneben: Was Hänschen oder Gretel nicht gelernt haben, können Hans und 

Margret sehr wohl noch lernen. Und sie können daran auch Spaß haben. Und 

wir sollten alles dafür tun, dass sie dazu die Chance bekommen. 

Abschließend bleibt mir noch, allen Dank zu sagen, die zum Erfolg dieser Tagung 

beigetragen haben, 

¶ euch allen, die Ihr euch mit Aufmerksamkeit und vielen interessanten Dis-

kussionsbeiträgen beteiligt habt, 

¶ Mechthild Bayer und Klaus Heimann für ihre lebendige und zugleich 

zielstrebige Moderation, die uns gut durch diese beiden Tage gebracht hat, 

¶ allen, die als ReferentInnen und PodiumsteilnehmerInnen mitgewirkt haben, 

¶ dem Beraterkreis natürlich, der uns mit der Streitschrift einen wichtigen, über 

diesen Tag hinausreichenden Impuls geliefert hat, aber auch 

¶ allen, die im Hintergrund, hinter den Kameras hier, im Tagungsbüro, in der 

Technik und in der Vorbereitung diese Konferenz ermöglicht und dafür ge-

sorgt haben, dass wir unter guten Bedingungen tagen konnten und zu essen 

und zu trinken hatten. 
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Ich hoffe sehr, dass dies nicht die einzige Weiterbildungskonferenz von ver.di und  

IG Metall bleiben wird, und deshalb darf ich euch, ohne dass es irgendeinen abseh-

baren Termin gäbe, schon jetzt herzlich dazu einladen, mit uns dazu weiter im Ge-

spräch zu bleiben. 
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Frank Bsirske 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Vorsitzender 

Presse-Statement

Weiterbildungskonferenz ver.di und IG Metall 
am 30./31. Januar 2006 in Berlin 

Sehr geehrte Damen und Herren*,

I. Kaum ein anderes gesellschafts- und wirtschaftspolitisches Ziel findet einen so 

breiten gesellschaftlichen Konsens wie die Forderung, Weiterbildung auszu-

bauen. Weiterbildung ist zu einem Mega-Thema geworden. Unbestritten ist ih-

re wachsende Bedeutung für Innovation und damit Wirtschaftswachstum und 

die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit: Ausreichende Qualifikationen 

und der Erhalt der Voraussetzungen, diese fortlaufend zu erneuern, die Be-

reitschaft der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, umzulernen und neu zu 

lernen, ist ein elementarer Standortvorteil hochentwickelter Ökonomien. Das 

entscheidet auch über die Zukunftschancen des Produktions- und Dienst-

leistungsstandorts Deutschland. 

Was für Wirtschaft und Gesellschaft gilt, gilt auch für die Chancen des Einzel-

nen. Weiterbildung wird für die Arbeits- und Lebensbedingungen vieler Men-

schen immer wichtiger. Immer mehr entscheidet sie mit über die Sicherheit 

des Arbeitsplatzes, über Einkommenserhalt und –verbesserung, berufliche 

und persönliche Entwicklungsmöglichkeiten, Mitbestimmungschancen bei der 

Gestaltung der Arbeit, Erwerbschancen bei Arbeitslosigkeit und damit auch  

über den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

                                                          
* Es gilt das gesprochene Wort.
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II. Die Diagnose zum Zustand des Systems zeigt aber unabweisbar: Es gibt eine 

wachsende Diskrepanz zwischen Anforderungen und Umsetzung. Von einem 

Aufbruch ist nichts zu spüren. Im Gegenteil: Die Chancen an Weiterbildung 

teilzuhaben, nehmen rapide ab: 

Č Seit Mitte der 90er Jahre stagnieren die Ausgaben der Betriebe, die Aus-

gaben der öffentlichen Hand sind rückläufig bei gleichzeitig steigenden Aus-

gaben der privaten Haushalte. Privatpersonen geben inzwischen 14 Mrd. € für 

ihre berufliche Qualifizierung aus und tragen den größten Kostenanteil vor 

Staat, Bundesagentur für Arbeit und privaten Unternehmen.

Č Unverändert sind 75 % der kleineren und mittleren Betriebe bei der Weiter-

bildung nicht aktiv. 

Č Die Weiterbildungschancen sind unterschiedlich verteilt nach Schulbildung, 

Alter, beruflicher Qualifikation und Position, Beschäftigungsverhältnis und Na-

tionalität. Gering qualifizierte Beschäftigte haben auch die geringsten Möglich-

keiten zur Teilnahme. In 2003 nahmen 44 % der Personen mit Hochschulab-

schluss an Weiterbildung teil, Menschen ohne Berufsausbildung taten dies nur 

zu 11 %. 

Č Der drastische Abbau der Weiterbildung für die Arbeitslosen erreicht in die-

sem Jahr einen Negativrekord. Er geht deutlich zu Lasten der Schwächsten 

am Arbeitsmarkt und erzeugt Weiterbildungsarmut. 

Auf dem Tisch liegen damit nicht erfreuliche Tatsachen: 

1. Weiterbildung verschärft die soziale Selektion, weil beispielsweise geringer 

Qualifizierte weniger an dem Angebot partizipieren. Daran hat sich in den letz-

ten Jahren nichts geändert. 

2.  Auch im internationalen Ranking ist die deutsche Weiterbildung nur dritt-

klassig. Deutschland landet abgeschlagen auf den mittleren bis unteren Plät-

zen. Die Bilanz: Das deutsche Weiterbildungssystem ist nicht zukunftsfähig 

und wird selbst zur Innovations- und Wachstumsbremse. 

III. Es besteht dringender Handlungsbedarf
ver.di und IG Metall wollen den in der Weiterbildung, wie in keinem anderen 

Bildungsbereich, bestehenden Trend zur Individualisierung und Privatisierung 

stoppen, ebenso dessen wachsende Propagierung unter den Stichworten Ei-

genverantwortung und Selbstorganisation. Deutschland braucht ein neues so-
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lidarisches Weiterbildungssystem, das allen mehr Teilnahme ermöglicht. Es 

muss an Prinzipien der Gerechtigkeit und Chancengleichheit orientiert sein 

und auch der massiven Selektion bisher benachteiligter Gruppen entgegen-

wirken. Und es muss auch Arbeitslosen und von Erwerbslosigkeit Bedrohten 

Möglichkeiten zu Kompetenzerhalt und –entwicklung dauerhaft garantieren. 

Eine Weiterbildungsoffensive ist keine Sache des einzelnen Betriebes, des 

Staates allein und schon gar nicht des Einzelnen, sondern eine gesellschaftli-

che Aufgabe. Sie kann nur vom Staat, den Tarifvertragsparteien und den Be-

trieben gemeinsam gestaltet werden. Zukunftweisend ist nur ein Gesamtkon-

zept, das ein Recht auf Weiterbildung sichert, Lernzeitansprüche sowie aus-

reichende Finanzierung vorsieht und geeignet ist, mehr Verbindlichkeit und 

Verlässlichkeit für alle Beteiligten herzustellen. Dazu brauchen wir Aktivitäten 

aller Akteure, die nicht als „Verschiebebahnhöfe“ behandelt werden, sondern 

sich gegenseitig ergänzen und unterstützen, nämlich: 

- eine innovative betriebliche Weiterbildungspolitik, 

- mehr Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen, 

- eine aktive staatliche Weiterbildungspolitik. 

Länder wie Frankreich, Dänemark und Schweden zeigen, dass mehr öffentli-

che Verantwortung tatsächlich Impulse geben kann. Der Staat soll Rahmen-

bedingungen setzen für ein Recht auf Weiterbildung, für Lernzeiten, Finanzie-

rung, für mehr Beratung und Transparenz, für bessere Qualitätssicherung und 

Zertifizierung.

1998 haben ver.di, IG Metall und GEW eine Initiative für ein Bundesgesetz berufliche 

Weiterbildung gegründet, mit dem der Bund Kompetenzen wahrnehmen würde, die 

ihm ausgehend von Art. 74 Nr. 11 GG zustehen. Wir machen darin Vorschläge für 

die Gestaltung der genannten Aufgabenfelder. Außerdem haben wir ein breites Re-

formbündnis von Wissenschaft, Politik, Verwaltung, Weiterbildungsträgern und Ge-

werkschaften organisiert. 

Wichtige Stellschrauben zur Lösung der Strukturprobleme der Weiterbildung sind Zeit 

und Geld. Geklärt werden muss: Wer trägt den Aufwand bei wachsendem Weiterbil-

dungsbedarf und wie werden kurz-, mittel- und langfristig mehr Ressourcen erzielt? 

Das ist eine Verteilungsfrage. Wir sagen an dieser Stelle unmissverständlich: Wir 

wehren uns nicht gegen jede Form der Eigenbeteiligung. Wir sagen aber auch: Sie 

hat dort ihre Grenzen, wo unter dem Deckmantel von gerechter Lastenaufbringung 
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der Zug vor allem in eine Richtung zu fahren droht. Und dieser heißt Übertragung der 

Kosten, ob in Form von Zeit oder Geld allein auf die Beschäftigten.  

Die große Koalition hat im Koalitionsvertrag vom 11. November 2005 große Worte zu 

Papier gebracht: Weiterbildung soll zur 4. Säule des Bildungssystems ausgebaut und 

es sollen bundeseinheitliche Rahmenbedingungen hergestellt werden. Wir wünschen 

uns, dass es sich nicht bloss um Lippenbekenntnisse handelt. Wir brauchen endlich 

eine Politik, die über Projekte und Modellversuche hinaus Strukturen schafft. 

So wenig dafür der Staat aus seiner Verantwortung entlassen werden darf, so sehr 

gilt das aber auch für uns als Gewerkschaften selber. Wir sind auf dem Weg, in Wei-

terbildung als eines unserer wichtigsten qualitativen Zukunftsfelder zu investieren 

und uns als Gestaltungskraft zu etablieren. Wir wollen zukünftig wie in der Erstaus-

bildung stärker mitregulierend in das Weiterbildungsgeschehen eingreifen. Weiterbil-

dungschancen auch und gerade im Betrieb zu eröffnen, dieses Ziel ist nur erreichbar 

mit motivierten, kompetenten und betrieblich durchsetzungsfähigen Akteuren. Wir 

werden die Betriebs- und Personalräte bei der Bewältigung von Qualifizierungsfragen 

stärker unterstützen. Laut einer Untersuchung des WSI von 2005 hat Weiterbildung 

in ihrer Bedeutung für die Praxis der Betriebsräte eine steile Karriere gemacht. Sie 

steht inzwischen an zweiter Stelle der Themen, mit denen Betriebsräte sich befas-

sen.

Fazit: Die betriebliche Weiterbildung in Deutschland ist bisher ein weitgehend regulie-

rungsfreier Raum geblieben. Einen durch Tarifvertrag geregelten Anspruch gibt es 

nach wie vor für das Gros der Beschäftigten nicht. 

Aber wir haben uns als Gewerkschaften auf den Weg gemacht und suchen Bündnis-

partner - wie mit dieser Konferenz - die mit uns der Meinung sind, dass ein qualitati-

ver Sprung in Sachen Weiterbildung notwendig und machbar ist.

Auch wenn noch ein großes unbestelltes Feld vor uns liegt, beginnen wir nicht bei 

Null. Erfolge haben wir schon erzielt bei der Umsetzung eines wegweisenden Sys-

tems der Aus- und Weiterbildung im IT-Sektor, bei der Umsetzung eines Qualifizie-

rungstarifvertrags der Deutschen Telekom von 1998 mit einem Weiterbildungsbud-

get, Freistellung sowie Weiterbildungsplanung und –kontrollen durch paritätisch be-

setzte Weiterbildungsausschüsse und bei der Verankerung eines Anspruchs auf ein 

Qualifizierungsgespräch im neuen Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 2005. 
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Berthold Huber 
Industriegewerkschaft Metall, Zweiter Vorsitzender

Presse-Statement

Weiterbildungskonferenz von IG Metall und ver.di 
am 30./31. Januar 2006 in Berlin 

Sehr geehrte Damen und Herren*,

den dringenden Handlungsbedarf, den Frank Bsirske hier bereits aufgezeigt hat, will 

ich mit Blick auf die betriebliche Weiterbildungspraxis noch ergänzen.  

Für die Beschäftigten entscheidet Qualifikation mit über den Zugang und Verbleib im 

Beschäftigungssystem, die Höhe des Einkommens sowie die Qualität der Arbeits-

plätze und Arbeitsbedingungen. Gleichzeitig nimmt die Bedeutung der Weiterbildung 

für Innovation und damit Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit der deut-

schen Wirtschaft zu. Deutschland muss mit einer immer wissensbasierteren Ökono-

mie auf qualifizierte Arbeitsplätze setzen und das Engagement in Qualifizierung und 

Weiterbildung verstärken.

Die Praxis sieht leider anders aus. Betriebliche Weiterbildung läuft frei nach dem 

Motto: Wer hat, dem wird gegeben. Und wer wenig hat, schaut in die Röhre. 44 Pro-

zent der Erwerbstätigen mit einem Hochschulabschluss nehmen regelmäßig an Wei-

terbildungsmaßnahmen teil, nur 11 Prozent der Erwerbstätigen ohne Berufsausbil-

dung.

                                                          
* Es gilt das gesprochene Wort. 
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Die Teilnahmequote an beruflicher Weiterbildung lag im Jahr 2003 bei 26 Prozent. 

1997 lag sie noch bei 30 Prozent. Wir bewegen uns also nicht nach vorn, sondern 

rückwärts.

Damit wird tendenziell die Mehrheit der Beschäftigten ausgegrenzt. Angelernte, Aus-

länder und Frauen sind über weite Strecken und in vielen Berieben sogar vollständig 

ausgeschlossen. Das muss korrigiert werden.  

Defizite wie bei der Qualifizierung haben wir auch in Fragen der Innovation. Nach 

Angaben des Bundesbank-Berichtes vom Juni 2005 sind die Investitionen aller deut-

scher Unternehmen im Jahr 2004 zum vierten Mal in Folge rückläufig gewesen. Das 

ist der tiefste Stand seit 1992. Das ist grob fahrlässig.

Auch unsere Erfahrungen mit abweichenden Tarifvereinbarungen nach dem „Pforz-

heimer Abkommen„ in der Metall- und Elektroindustrie zeigen in vielen Betrieben 

große Defizite bei Investitionen und Innovationen. In der Mehrheit der Fälle existieren 

weder eine mittelfristige Unternehmensplanung, geschweige denn ein mittelfristiges 

Investitionskonzept für Forschung und Entwicklung neuer Produkte.

Diese Entwicklung können wir im eigenen Interesse nicht mehr allein den Unterneh-

men überlassen. Wir brauchen ein Mitspracherecht. Wir müssen zukünftig Fragen 

der Weiterbildung und Innovation als Kernaufgaben qualitativer Tarifpolitik angehen.

Die IG Metall fordert deshalb in der anstehenden Tarifrunde für die Metall- und Elekt-

roindustrie den Abschluss eines Tarifvertrages zu Qualifizierung und Innovation.

Er soll die Unternehmen stärker zur systematischen Qualifizierung aller Beschäftigten 

und zu Innovationen bei Produkten und Prozessen verpflichten.

Dabei ermutigen uns in dieser Frage aktuelle Untersuchungen des Bundesministeri-

ums für Forschung und Bildung über die Umsetzung unserer Qualifizierungstarifver-

träge der Textil- und Bekleidungsindustrie sowie der Metall- und Elektroindustrie in 

Baden-Württemberg.
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Der Anteil an Betrieben, die über eine Betriebsvereinbarung zur Qualifizierung verfü-

gen, ist in Baden-Württemberg allein zwischen 2003 und 2005 von ca. 25 Prozent 

auf 40 Prozent gestiegen.

Drei Viertel der neu abgeschlossenen Vereinbarungen sind der Untersuchung zufol-

ge im Gefolge des Tarifvertrages entstanden. Gleichzeitig gehen eindeutig positive 

Wirkungen auf die betriebliche Weiterbildung aus, wenn die Tarifvertragsparteien das 

Thema verbindlich regeln.

Tarifverträge fördern demnach die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Be-

triebsräten. Tarifverträge führen auch nicht zu einer Einengung des betrieblichen 

Handlungsspielraums und zu einer Abnahme an Flexibilität. Rund 90% der Befragten 

können keinen Flexibilitätsverlust erkennen.

Die Tarifverträge haben bei den betrieblichen Praktikern auf der Arbeitgeberseite 

kaum grundsätzliche Kritiker. Bei den Managern liegt der Anteil jener, die Qualifizie-

rungstarifverträge für unnötig und eher behindernd als fördernd halten zwischen 2 

und 7 Prozent - so die Ergebnisse der Untersuchung.  

Das widerlegt die Vorwürfe, die uns praxisferne Verbandsfunktionäre der Arbeitge-

berseite entgegen halten, wenn wir die Regulierung der Weiterbildung per Tarifver-

trag fordern. Solche Behauptungen scheinen mir eher ideologisch geprägt zu sein. 

Empirische Untersuchungen widersprechen der Tarifforderung der IG Metall nicht, 

sondern bestätigen sie vielmehr.

Konkret fordert die IG Metall zu Qualifizierung und Innovation in der Metall- und 

Elektroindustrie folgende Punkte:

¶ Eine Qualifizierung- und Innovationsplanung. Einmal pro Jahr hat der Arbeitgeber 

basierend auf der mittelfristigen Unternehmensperspektive (3-5 Jahre) die jeweili-

ge Maßnahmeplanung in den Feldern Qualifizierung und Innovation vorzulegen.

¶ Eine jährliche Beratung über die Qualifizierungs- und Innovations-Planung. Diese 

Planung ist mit dem Betriebsrat unter Beteiligung der IG Metall zu beraten; er hat 
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dabei ein Initiativrecht für eigene oder zusätzliche Vorschläge.  

¶ Ein jährliches Qualifizierungsgespräch. Jeder Beschäftigte hat das individuelle 

Recht auf jährliches Gespräch zur Feststellung des Bedarfs an betrieblicher Wei-

terbildung. Dabei werden gemeinsam die erforderlichen Maßnahmen festgestellt 

sowie fachlich und zeitlich festgelegt.  

Wir appellieren an die Arbeitgeber-Seite, sich nicht auf die Nein-Sager Position zu-

rückzuziehen. Beschäftigte bringen heute bereits 138 Stunden jährlich für Weiterbil-

dungsmaßnahmen ein, so eine Untersuchung des Bundesinstitutes für Berufliche 

Bildung (BiBB). In Fragen der betrieblichen Weiterbildung ist jetzt die Arbeitgebersei-

te am Zug.

Der Staat und die Tarifvertragsparteien müssen Weiterbildungs-Fragen im Interesse 

der Beschäftigten und der deutschen Wirtschaft regeln. Die IG Metall hat Vorschläge 

eingebracht, die sich bei empirischen Untersuchungen als positiv erwiesen haben. 

Jetzt liegt es an der Arbeitgebern und der Politik, ihren Teil beizutragen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.


